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vorwort

In AllEn FUnKTIOnEn der verbandli-
chen Caritas ist derzeit ein zunehmender Ein-
fluss der europäischen Ebene spürbar. Beson-
ders deutlich wird dieser Einfluss aus Brüssel
dort, wo Caritas-Unternehmen soziale Dienst-
leistungen im Wettbewerbsverhältnis mit ande-
ren Anbietern erbringen. Denn die Zugehörig-
keit zu einem gemeinsamen europäischen
Binnenmarkt hat als zwingende Konsequenz
Vorschriften zur Folge, die dafür Sorge tragen,
dass nicht einzelne Mitgliedstaaten ausländische
Wettbewerber diskriminieren. Wesentlicher
Bestandteil dieses europäischen Wettbewerbs-
rechts sind die Vorschriften über staatliche
 Beihilfen. Diese regeln, in welchem Umfang
öffentliche Mittel zur Finanzierung von im Wett-
bewerb stehenden Unternehmen herangezogen
werden können. 

Der Sorge der Europäischen Kommission um
einen funktionierenden Wettbewerb im Binnen-
markt steht gleichzeitig das Erfordernis einer
stabilen und nachhaltigen Finanzierung von
sozialen Dienstleistungen in den Mitgliedstaaten
gegenüber. Mit einer Reform der Vorschriften
für die Finanzierung von Daseinsvorsorgeleis-
tungen versucht die Kommission beide Zielset-
zungen zum Ausgleich zu bringen. Entgegen
 vieler Vorurteile hat auch „Brüssel“ erkannt,
dass gerade bei Sozialdienstleistungen Märkte
ohne eine Ordnung, die den Besonderheiten der
Hilfeleistung gerecht wird, nicht zu den gesamt-
gesellschaftlich wünschenswerten Ergebnissen
führen. Aus diesem Grund hat die Kommission

im ersten Halbjahr 2012 ein Paket von Maß -
nahmen erlassen, die gewährleisten sollen, dass
Dienstleistungen der Daseinsvorsorge ihre
besondere Aufgabe erfüllen können und gleich-
zeitig für einen fairen und transparenten Wett-
bewerb zwischen den verschiedenen Anbietern
dieser Dienste Sorge getragen wird. 

Die Caritas hat die Reform eng begleitet und
sich dafür eingesetzt, die bestehenden Vorschrif-
ten zu vereinfachen und übermäßige bürokrati-
sche Belastungen, vor allem kleinerer und mitt-
lerer Anbieter von sozialen Diensten,
abzubauen. Im Ergebnis lässt sich festhalten,
dass die Reform aus Sicht der Dienste und Ein-
richtungen der Caritas in die richtige Richtung
geht. Einige begriffliche Unklarheiten wurden
beseitigt, eine neue Ausnahmeregel für finan-
zielle Zuwendungen geringeren Umfangs
geschaffen und der Bereich der Kindertagesstät-
ten zunächst vom Anwendungsbereich des Wett-
bewerbsrechts ausgenommen. Gleichwohl bringt
auch die Anwendung der neuen Vorschriften für
Finanzverantwortliche in Caritas-Unternehmen
Schwierigkeiten mit sich und birgt im schlimms-
ten Fall das Risiko der Rückforderung einer
europarechtswidrigen Zuwendung. Mit diesem
Sonderheft der neuen caritas zum Thema EU-
Beihilfenrecht und soziale Dienstleistungen
möchten wir eine Orientierungshilfe zu den
europarechtlichen Vorgaben geben, die die not-
wendige intensivere Befassung vor Ort in den
Diensten und Einrichtungen erleichtert.

Peter Neher

Für einen fairen 
Wettbewerb Prälat�Dr.�Peter�Neher

Präsident�des�Deutschen�
Caritasverbandes
E-Mail:�peter.neher@caritas.de
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vorrede

ÖFFEnTlICHE UnD DABEI insbesondere
soziale Dienstleistungen sind eine tragende Säu-
le sowohl unseres deutschen als auch unseres
gemeinsamen europäischen Gesellschaftsmo-
dells. Verbesserte lebensqualität unserer Bürge-
rinnen und Bürger, Förderung des sozialen
Zusammenhalts, Schaffung von Chancengleich-
heit und Beschäftigungsmöglichkeiten sind nur
einige Eigenschaften dieser Dienstleistungen,
die deren Bedeutung unterstreichen. Für das
Erbringen der Dienstleistungen erhalten die
Unternehmen staatliche Kompensationszahlun-
gen. Die Sicherstellung, dass durch die staat -
lichen Zahlungen der Wettbewerb in der EU
nicht beeinträchtigt wird, liegt auf europäischer
Ebene in den Händen der Europäischen Kom-
mission. Diese hat im letzten Jahr die Vorschrif-
ten überarbeitet, was überhaupt eine staatliche
Beihilfe  darstellt und wann genau diese den
gemeinsamen Binnenmarkt zu beeinträchtigen
droht. Im Rahmen des Konsulta tionsprozesses
war auch das Europäische Parlament gefragt. 
Es legte durch den von mir verfassten und im
november 2011 im Plenum verabschiedeten
Bericht seine Ansichten für angemessene Bei -
hilfevorschriften dar. 

Für mich stand dabei folgende Frage im Mit-
telpunkt: Wie müssen die Voraussetzungen aus-
sehen, damit eine hohe Qualität dieser Dienst-
leistungen gewährleistet ist und sie allen
Bürgern zu erschwinglichen Preisen angeboten
werden können? Ausschlaggebend sind meiner
Meinung nach die Sicherheit der Dienstleis-
tungserbringer und der öffentlichen Behörden
hinsichtlich der Rahmenbedingungen sowie die

Verhältnismäßigkeit der Regeln, damit der
Unterschiedlichkeit der Dienstleistungen
 Rechnung getragen und der Verwaltungsauf-
wand reduziert wird. Die sehr gute, intensive
und kontinuierliche Zusammenarbeit mit der
Caritas hat hierzu wichtigen fachlichen Input
aus Anwendersicht geliefert. Mein Ziel auf den
Punkt gebracht: weniger Bürokratie und mehr
Rechtssicherheit für Städte, Gemeinden und
Dienstleistungserbringer durch passgenaue  
und verhältnismäßige EU-Beihilferegeln.

Da die Bestimmung, was als öffentliche
Dienstleistung gilt, in der EU im Ermessen der
nationalen, regionalen und lokalen Behörden
liegt, ist die Vielfalt groß und an die lokalen
Gegebenheiten angepasst. Die Beihilfevor -
schriften hingegen gelten europaweit. Deshalb
müssen die verwendeten gemeinschaftlichen
Konzepte und Begriffe klar auf das Wesen der
öffentlichen Dienstleistungen und auf die Viel-
falt der Organisationsformen und Akteure
 zugeschnitten werden. 

Erbringer von sozialen Dienstleistungen und
Kommunen würden entlastet, wenn die Schwel-

Die Caritas und Europa
Peter�Simon

Mitglied�des�Europäischen�
Parlaments�und�zuständiger
Berichterstatter�für�die�Reform
des�Beihilfenrechts�für�Daseins-
vorsorgedienstleistungen�im
Europäischen�Parlament
E-Mail:�peter.simon@�
europarl.europa.eu

„Ein breites Angebot,
hohe Qualität und

erschwingliche Preise“
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vorrede

lenwerte angehoben würden, die die Ausnah-
men von der vorherigen notifizierungspflicht
der staatlichen Zahlungen bei der Europäischen
Kommission bestimmen. Zudem müssten sämt -
liche sozialen Dienstleistungen in die generelle
Ausnahme von dieser Genehmigungspflicht ein-
bezogen werden, also nicht nur sozialer Woh-
nungsbau und Krankenhäuser, sondern unter
anderem auch Altenpflege oder -einrichtungen.
Denn man sollte den Zweck der Zahlungen –
ein breites Angebot an öffentlichen Dienst -
leistungen, von hoher Qualität und allen Bür-
gern zu erschwinglichen Preisen zugänglich – 
für unsere Gesellschaft nicht aus den Augen 
verlieren. Die europäischen Wettbewerbsregeln
greifen überhaupt nur, wenn die Ausgleichs -
zahlungen den gemeinsamen Binnenmarkt zu
beeinträchtigen drohen. Deshalb muss es dem-
entsprechend endlich auch eine Ausnahmevor-
schrift von den Beihilferegeln für rein lokale
Dienstleistungen geben, bei denen keine Gefahr
von Wettbewerbsverzerrungen besteht. Um der
besonderen Rolle sozialer Dienstleistungen
 besser gerecht zu werden, will das Europäische
Parlament deren Aufgabe und Charakter klar
definieren und somit schützen. Eine wesentliche
Aufforderung an die Europäische Kommission
lautete deshalb auch, für Ausgleichszahlungen
an soziale Dienst leistungserbringer eine ge -
sonderte Ausnahmevorschrift für die sozialen
Dienstleistungen von den Beihilferegeln zu
schaffen!

Die Europäische Kommission hat viele dieser
Anregungen aufgegriffen. So wurden unter
anderem Begriffe und Konzepte besser erläu-

tert, eine Ausnahmevorschrift speziell für lokale
Dienstleistungen eingeführt und alle sozialen
Dienstleistungen in die Ausnahme von der vor-
herigen notifizierungspflicht aufgenommen.
Allerdings hat sie leider nicht, wie von uns
gefordert, eine Sondervorschrift für soziale
Dienstleistungen geschaffen. Ihrem eigenen
Anspruch, mit der Überarbeitung für verhältnis-
mäßigere, einfachere und klarere Beihilfevor-
schriften zu sorgen, ist die Europäische Kommis-
sion daher nur eingeschränkt gerecht geworden.
Mit der Einbeziehung aller sozialen Dienstleis-
tungen in die Ausnahme von der  vorherigen
Genehmigung ist zumindest ein  erster Schritt in
Richtung einer der besonderen Bedeutung von
sozialen Dienstleistungen er forderlichen
Behandlung erzielt worden. 
Weitere Schritte müssen folgen!

Peter Simon
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Georg�Cremer

DIE EUROPÄISCHE Integration hat
zwei Gesichter: Sie ist zu allererst ein
höchst erfolgreiches Projekt der Friedens-
sicherung. Ihr zweites Gesicht stößt weit
weniger auf ungeteilte Zustimmung. Die
europäische Politik und die Rechtsetzung
auf europäischer Ebene greifen mehr und
mehr in unser leben ein. Wir haben das
Gefühl, wenig Einfluss auf die Prozesse in
Brüssel nehmen zu können. In diesem Heft
geht es vorrangig um diese zweite Dimen-
sion der Europäischen Integration und ins-
besondere um das Europäische Wettbe-
werbsrecht. Es betrifft natürlich auch die
verbandliche Caritas. Als sozialpolitischer
Akteur und als Verband, in dem viele
 Träger sozialer Dienstleistungen zusam-
mengeschlossen sind, muss der Deutsche
Caritasverband (DCV) auch ein europa-
politischer Akteur sein.

Für�was�soll�Europa�
zuständig�sein?
Die Europäische Union hat ihre Wurzeln
in Vertragswerken, die vorrangig auf die
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen
den Mitgliedsländern und die Schaffung
eines durch Grundfreiheiten geprägten
europaweiten Wirtschaftsraums ausgerich-
tet waren und sind. Viele im Sozialbereich
Tätige rümpfen ein wenig die nase, wenn
es „nur“ um Wirtschaft geht. Zu Unrecht.
Die wirtschaftliche Zusammenarbeit hat
die politische Integration und eine über
Dekaden friedliche Entwicklung beför-
dert. Und: Eine leistungsfähige Ökonomie
ist unverzichtbare Grundlage eines leis-
tungsfähigen Sozialstaats. 

Schon in der Anfangszeit der Europäi-
schen Integration wurde deutlich, dass
wirtschaftliche Integration ohne Zusam-
menarbeit in sozialen Fragen nicht erfolg-
reich betrieben werden kann. Arbeitneh-
merfreizügigkeit kann faktisch nur
gewährt werden, wenn auch die sozialen
Rechte außerhalb der eigenen nationalen
Grenzen geklärt sind. Auch wenn die
nationalstaaten primär zuständig sind, ist
die Zusammenarbeit auf dem Feld der
Sozialpolitik notwendig. 

Diese notwendigkeit hat auch die Wei-
terentwicklung des Europäischen Ver-
tragswerkes geprägt. Es sind verstärkt
soziale Themen in den Fokus der Politik
gerückt und die Kompetenz der Europä -
ischen Institutionen ist gestärkt worden.
Dies war notwendig, denn die Europäische
Union kann ihre wirtschaftlichen Ziele nur

erreichen, wenn ihre Mitgliedstaaten und
die Union selbst auch ihre sozialen Aufga-
ben meistern. Die Strategie Europa 2020
der Europäischen Union fokussiert darauf,
nachhaltiges Wachstum zu erschließen und
neue Beschäftigung zu schaffen. Soziale
Integration und Vermeidung von Armut
und Ausgrenzung sollen durch den Zugang
zum Arbeitsmarkt befördert werden. Dies
ist aber nicht zu erreichen, wenn zu viele
Kinder aus bildungsfernen Schichten in
der Schule scheitern, wenn viele Menschen
mit Migrationshintergrund ihre Potenziale
ungenügend nutzen können oder wenn
ältere Arbeitnehmer(innen) auf dem
Arbeitsmarkt diskriminiert werden. Diese
Politikfelder hat die Kommission zu Recht
immer wieder aufgegriffen.

Allerdings muss es klare Grenzen der
Zuständigkeiten geben, gerade im Sozial-

Keine Angst vor Europa
Die Europäische Union kann ihre Wirtschaftsziele nur erreichen, wenn die Mitgliedstaaten

auch ihre sozialen Aufgaben meistern. Ein Baustein ist das Beihilfen- und Vergaberecht,

das der Diskriminierung von Unternehmen anderer Mitgliedstaaten vorbeugen soll.

inhalteinführung Europäische�Integration

Beim�Errichten�des�europäischen�Hauses�ist�das�Soziale�ein�wichtiger�Teil.
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bereich. Die Zuständigkeit für die Gestal-
tung der sozialen Sicherungssysteme und
für die sozialen Dienste muss bei den Mit-
gliedstaaten verbleiben. Denn erstens: Die
Systeme und der Umfang des Sozialschut-
zes in den Mitgliedstaaten der Europä -
ischen Union sind zu unterschiedlich, um
erfolgreich einem zentralistischen Prozess
der Harmonisierung unterzogen werden
zu können. Auch widerspräche es dem
Subsidiaritätsprinzip, und die Kommission
wäre damit zudem heillos überfordert.
Zweitens: Die parallele Existenz unter-
schiedlicher Systeme und unterschiedli-
cher lösungsansätze ermöglicht einen
institutionellen Wettbewerb zwischen den
Sozialsystemen. Eine Harmonisierung von
oben würde diese Quelle für die Innovati-
on der sozialen Dienste verschütten. Und
das dritte und wichtigste Argument: Sozi-
alpolitische Entscheidungen tangieren das
leben jedes Einzelnen in unmittelbarer
Weise. Sie bedürfen der direkten demokra-
tischen legitimation, die im jetzigen Sys-
tem der Europäischen Union nicht gege-
ben und auch auf längere Zeit nicht zu
erwarten ist. 

Damit ist die Kommission in den sozia-
len Feldern aber nicht zur Untätigkeit ver-
dammt. Sie kann den Vergleich zwischen
den Sozialsystemen in systematischer Wei-
se organisieren. Die „Offene Methode der
Koordinierung“, die die EU-Kommission
verantwortet, zielt nicht auf eine europäi-
sche Gesetzgebung im Sozialschutz, son-
dern auf von den Mitgliedstaaten selbst in
Gang gebrachte Veränderungsprozesse.
Sie kann wichtige Impulse geben für den
sozialpolitischen Dialog in den Mitglied-
staaten. Vieles, was wir heute im Bereich
der Bildungspolitik oder Arbeitsmarktpo-
litik diskutieren, ist auf eine insgesamt gute
Weise befördert worden durch die Rezep-
tion der Erfahrungen, die andere Mitglied-
staaten der Europäischen Union gemacht
haben. 

In der fach- und europapolitischen De -
batte innerhalb der Wohlfahrtsverbände
ist immer wieder der Wunsch zu hören, in
Deutschland errungene sozialpolitische
Standards sollten durch Vorgaben auf

europäischer Ebene abgesichert werden.
Das ginge aber letztlich nur, wenn die mit-
gliedstaatliche Kompetenz im Feld der
sozialen Dienste eingeschränkt würde.
Dieser Wunsch ist illusionär. Verbindliche
europäische Standards würden in aller
Regel deutlich unter den in Deutschland
erreichten Standards liegen und liegen
müssen, da sie beispielsweise auch für
Rumänien oder Bulgarien anwendbar sein
müssen. 

Auch den freigemeinnützigen Dienst-
leistungserbringern muss die national-
staatliche Kompetenz bei der Regelung
des Systems der Dienstleistungserbrin-
gung am Herzen liegen. Wir haben in
Deutschland ein im europäischen Ver-
gleich stark subsidiär geprägtes System der
Dienstleistungserbringung, das grundsätz-
lich Wahlrechte der Hilfeberechtigten
sichern kann und Raum für die Tätigkeit
freier Träger lässt. In einem vereinheitlich-
ten System der Dienstleistungserbringung
auf europäischer Ebene, das sehr unter-
schiedliche Traditionen und Systeme
 harmonisieren müsste – einschließlich ein-
deutig etatistischer Systeme der Dienst-
leistungserbringung – wäre ein solcher
durch das Subsidiaritätsprinzip geschaffe-
ner Freiraum nicht zu halten.

Soziale�Dienste�in�einem�
gemeinsamen��Binnenmarkt
Aber auch in einem subsidiär gestalteten
Europa findet die Arbeit der Dienste und
Einrichtungen nicht im europarechtlichen
Vakuum statt. Ganz im Gegenteil: Es gel-
ten die Grundfreiheiten und die Regeln
des Gemeinsamen Europäischen Marktes.
Hier liegt der Hauptgrund der Sorge vieler
innerhalb der freien Wohlfahrtspflege
bezüglich der weiteren Europäischen Inte-
gration. Befürchtet wird ein Prozess, der
die stark subsidiär geprägte Dienstleis-
tungserbringung in Deutschland mit einer
starken Rolle freigemeinnütziger Träger in
einem schleichenden Prozess mehr und
mehr einebnen wird.

Die Grundfreiheiten sind konstitutiv
für das Projekt der europäischen Integra-
tion. Arbeitnehmerfreizügigkeit, nieder-

lassungsfreiheit und Dienstleistungsfrei-
heit erweitern den Freiheitsraum der Bür-
gerinnen und Bürger der Mitgliedstaaten
weit über die Grenzen des nationalstaates
hinaus. Sie erfordern zwingend eine paral-
lele soziale Absicherung. Denn Freizügig-
keit und niederlassungsfreiheit innerhalb
der Europäischen Union wären von gerin-
gem Wert, wenn die Bürger(in nen) der
Union nicht Zugang hätten zu sozialen
Diensten in anderen ländern und zur
Finanzierung dieser Dienste durch die
Sozialschutzsysteme, entweder ihres Her-
kunftslandes oder des landes ihres Wohn-
ortes. Das Gemeinschaftsrecht trägt dem
seit Jahrzehnten durch entsprechende Ver-
ordnungen Rechnung. 

Dienstleistung�auch�als
staatliches�Angebot
neben den Grundfreiheiten ist es das
Europäische Wettbewerbsrecht, das die
Erbringung sozialer Dienstleistungen
regelt. Ziel ist es, den europäischen Bin-
nenmarkt zu sichern. Das Beihilfenrecht
und das Vergaberecht sollen sicherstellen,
dass die Regierungen der Mitgliedstaaten
nicht Unternehmen aus anderen Mitglied-
staaten diskriminieren (und gleichzeitig
die Unternehmen des eigenen landes die
Vorteile des Binnenmarktes nutzen). Sol-
che Versuche hat es immer wieder gege-
ben. Dabei erzwingt das europäische
Regelwerk keineswegs, die Erbringung
sozialer Dienstleistungen gegenüber dem
europäischen Markt zu öffnen. Im Rah-
men ihrer sozialpolitischen Kompetenz
können die Gesetzgeber beziehungsweise
die Regierungen verfügen, dass die Dienst-
leistung in staatlichem Angebot erfolgt
(wie dies beispielsweise im britischen
Gesundheitssystem der Fall ist). Sie könn-
ten auch die Dienstleistungserbringung
auf gemeinnützige Träger beschränken,
wie dies im Bereich der Kitas in vielen
Bundesländern heute weiterhin üblich ist.
nur: Wenn die Erbringung sozialer Dienst-
leistungen für privat-gewerbliche Anbieter
geöffnet wird, dann muss sie auch für pri-
vat-gewerbliche Anbieter aus anderen
Mitgliedsländern der EU geöffnet werden.

dffuduff-
sudffus

einführungEuropäische�Integration�
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Dann darf dieser Markt nicht national-
staatlich abgeschottet werden, denn dies
widerspräche den Regeln des einheitlichen
Binnenmarktes. Eine Diskriminierung des
Anbieters nach Herkunft ist nicht zulässig. 

nun muss eine solche Öffnung gegen-
über Anbietern aus anderen ländern nicht
beunruhigen. Ob der privat-gewerbliche
Mitbewerber einen deutschen oder bei-
spielsweise einen Träger aus den nieder-
landen hat, ist für die Dienste der Caritas
nachrangig. Entscheidend ist, dass die
deutsche Sozialpolitik die Kompetenz
behält, gute Standards der Dienstleistungs-
erbringung für alle leistungserbringer zu
setzen und damit einen Qualitätswettbe-
werb zu ermöglichen, der den Hilfesuchen-
den nutzt.

Herausforderungen�für�die
Positionen�der�Caritas
Die verbandliche Caritas muss dafür ein-
treten, dass der politische und rechtliche
Rahmen der Dienstleistungserbringung so
gestaltet wird, dass Hilfebedürftige ihr
Recht auf selbstbestimmte Teilhabe ver-
wirklichen können. Das die Erbringung
sozialer Dienstleistungen in Deutschland
prägende sozialrechtliche Dreiecksver-
hältnis zwischen staatlichen leistungs-
und Kostenträgern, nichtstaatlichen leis-
tungserbringern wie der Caritas und den
Hilfeberechtigten ist ein geeignetes
Modell der Marktordnung, wenn es offen
gestaltet ist. In Orientierung an den Wahl-
rechten der nutzer(innen) hat die 5. Dele-
giertenversammlung des DCV 2007 das
Persönliche Budget in geeigneten Hilfefel-
dern als eine vorzugswürdige Form der
leistungsgewährung bezeichnet, weil es
die Teilhaberechte hilfesuchender Men-
schen stärken kann. Dies, obwohl natürlich
diese höhere Marktmacht der nutzer(in -
nen) nicht immer bequem ist. Eine solche
ordnungspolitische Orientierung verbin-
det die anwaltschaftliche Rolle der Caritas
mit ihrer unternehmerischen Rolle. 

Grundsätzlich bietet dieser Ansatz
auch gute Voraussetzungen, Positionen zu
beziehen, die die Grundfreiheiten des Bin-
nenmarktes akzeptieren, den wettbe-

werbsrechtlichen Vorgaben entsprechen
und somit aus europapolitischer Sicht
Bestand haben können. Denn ein diskrimi-
nierungsfrei gestaltetes sozialrechtliches
Dreiecksverhältnis benachteiligt auch kei-
ne Anbieter aus anderen Mitgliedstaaten
der EU. Ein Persönliches Budget ist euro-
parechtlich völlig unproblematisch, wenn
dem/der nutzer(in) keine Vorgaben
gemacht werden, die Anbieter diskriminie-
ren. Gleiches gilt für andere Formen der
subjektorientierten Finanzierung. 

Innerhalb der freien Wohlfahrtspflege
wird auch die Forderung vertreten, alle
sozialen Dienstleistungen von den wettbe-
werbsrechtlichen Vorgaben auszunehmen.
Eine solch allgemeine Forderung wird aber
keinen Erfolg haben. Die Freistellung
müsste unmittelbar in den Europäischen
Verträgen verankert werden, so wie dies im
Falle der landwirtschaft vor Dekaden gere-
gelt wurde. Die Kommission müsste sich
gerade in dem dynamischen Bereich der
sozialen Dienstleistungen grundsätzlich
von den Ansprüchen eines Binnenmarktes
verabschieden. Das ist äußerst unrea -
listisch. Man müsste begründen, warum
 beispielsweise zwar deutsche privat-ge -
werbliche Anbieter im Altenhilfebereich
zugelassen werden sollen, aber nicht ein
Anbieter aus den niederlanden. Allein der
Versuch hierzu wäre ohne eine antieuropä -
ische Rhetorik nicht möglich. Für die poli-
tische Wirkung wäre dies zudem kontrapro-
duktiv, da dies in der Kommission den
Eindruck verfestigen müsste, die Argumen-
te der sozialen Akteure aus Deutschland
dienten vorrangig der Abwehr von für die
Europäische Union konstitutiven Ver-
pflichtungen und Freiheiten. 

Es ist daher weit erfolgversprechender,
ein offen und gleichzeitig diskriminierungs-
frei gestaltetes sozialrechtliches Dreiecks-
verhältnis oder vergleichbare sozialrechtli-
che Regelungen zu vertreten und ihre
Kompatibilität mit den grundliegenden
Freiheiten und Zielen der Europäischen
Union darzulegen. In einem offen gestalte-
ten sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis
erfolgt nämlich keine Auftragsvergabe des
Staates an die Dienstleistungserbringer,

sondern der Staat lässt Anbieter nach einer
Prüfung allgemeiner Voraussetzungen zur
leistungserbringung zu und überlässt es
dann den Hilfeberechtigten beziehungs-
weise den für sie handelnden Treuhändern
zu entscheiden, wo sie sich helfen lassen
wollen. In dieser Konstellation ergibt sich
aus den wettbewerbsrecht lichen Regeln
der EU keine Pflicht zur Ausschreibung.
Dies ist in neueren Dokumenten von Kom-
mission und Ministerrat auch anerkannt
worden. Dafür hat sich der DCV mit seiner
Vertretung in Brüssel in den letzten Jahren
eingesetzt. Der jüngste Stand des Europäi-
schen Beihilfenrechts – soweit er für die
Dienste und Einrichtungen der Caritas von
Bedeutung ist – wird in den folgenden Bei-
trägen erläutert. Dies soll allen, die sich im
Bereich der sozialen Dienstleistungen mit
Fragen des Beihilfenrechts befassen (müs-
sen), bei der Orientierung helfen und es
ihnen erleichtern, den jeweils notwendigen
rechtlichen Rat einzuholen. Wie wird es
politisch weitergehen? Ringen müssen wir
weiter um die konkrete Ausgestaltung des
Europäischen Wettbewerbsrechts. Der
soziale Auftrag vieler Dienste und Einrich-
tungen kann häufig nur erfüllt werden,
wenn mittels staatlicher Zuwendungen
Mehrkosten getragen werden, die mit der
Erfüllung dieses Auftrags verbunden sind.
Dies erkennt auch die Europäische Kom-
mission an. Aber auch nach den jüngsten
Reformen des Beihilfenrechts bleiben
rechtliche Unsicherheiten und bürokra -
tische Hürden, die es in weiteren Reform-
schritten abzubauen gilt. Auch auf diesem
Feld bleibt Europa eine Dauerbaustelle
und die Caritas ist weiterhin als Anwalt
auf Hilfe angewiesener Bürgerinnen und
Bürger und als Vertreterin der Belange
frei gemeinnütziger leistungserbringer ge -
fordert.

Prof.�Dr.�Georg
Cremer

Generalsekretär�des�Deut-
schen�Caritasverbandes
E-Mail:�georg.cremer@
caritas.de

inhalteinführung Europäische�Integration
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Europäisches Recht gewinnt in der
Sozialpolitik vermehrt Einfluss
Im Sozial- und Gesundheitswesen ist es fast unerlässlich, sich mit dem europäischen Wett-

bewerbsrecht auseinanderzusetzen. Der Grund: In allen für die Privatwirtschaft geöffneten

Bereichen der freien Wohlfahrtspflege gelten die Regeln des EU-Binnenmarktes.
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vorsorge�sind�oftmals�vom
europäischen�Beihilfeverbot
ausgenommen�– sie�dürfen
staatliche�Zuwendungen�
erhalten.

Michael�Müller

WIE In TEIlEn DER Gesellschaft,
wird auch innerhalb der Dienste und Ein-
richtungen der Caritas die Europäische
Union (EU), oder umgangssprachlich
„Brüssel“, nach wie vor als eine der
lebenswirklichkeit weitgehend entrückte
politische Spielwiese von Technokraten
wahrgenommen. Gleichwohl hat sich in
der Vergangenheit gezeigt, dass europäi-
sche Rechtsetzung, auch im weiterhin  
in der originären Zuständigkeit der Mit-
gliedstaaten liegenden Bereich der Sozial-
politik, zunehmend an Einfluss gewinnt.
Sichtbar wird dies bereits an der poli -
tischen leitstrategie der EU für das lau-
fende Jahrzehnt „Europa 2020“. Sie setzt
fünf Kernziele, von denen drei eine aus -
geprägte sozialpolitische Relevanz besit-
zen. neben der Senkung der Schulab -
brecherquote und der Erhöhung der
Beschäftigungsquote geht es dort auch um
die Reduzierung der Armut innerhalb
Europas. p

dffuduff-
sudffus

sozialpolitikEuropa�2020�
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Wachsende Bedeutung für die Caritas
gewinnt auch die Projektförderung der
EU. Egal ob im Bereich der Strukturfonds,
wie etwa dem Europäischen Sozialfonds
(ESF) oder der Aktionsprogramme, die
beispielsweise dem Austausch mit Partner-
organisationen im europäischen Ausland
dienen, steigen Dienste und Einrichtun-
gen vermehrt auch in die Entwicklung
EU-geförderter Projekte und Maßnah-
men ein. Bestes Beispiel hierfür ist das
Programm „Rückenwind – für die
Beschäftigten in der Sozialwirtschaft“. Aus
Mitteln des ESF wurden dort von 2009 bis
2013 rund 60 Millionen Euro für die Per-
sonalentwicklung in der Sozialwirtschaft
bereitgestellt. Das vom Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales (BMAS) und
der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege (BAGFW) gemeinsam
verwaltete Programm war so erfolgreich,
dass schon im Jahr 2012 die vorgesehenen
Mittel restlos verbraucht waren. Ein
erheblicher Anteil davon floss in innovati-
ve Projekte von Diensten und Einrichtun-
gen der Caritas. 

neben der Sozialpolitik der Europäi-
schen Union und den europäischen För-
derprogrammen gibt es aber noch einen
weiteren Berührungspunkt europäischer
Rechtsetzung mit der Caritaswirklichkeit
vor Ort: Für Unternehmensverantwortli-
che in Sozial- und Gesundheitswirtschaft
ist es heute nahezu unerlässlich, sich auch
mit den Grundsätzen des europäischen
Wettbewerbsrechts auseinanderzusetzen.
In allen Betätigungsfeldern der freien
Wohlfahrtspflege, die für privatwirtschaft-
liche Anbieter geöffnet wurden, gelten die
Regeln des EU-Binnenmarktes (verglei-
chen Sie hierzu auch den Artikel „Keine

Angst vor Europa“ auf S. 6), denn nach
Art. 3 Abs. 1b) des Vertrages über die
Arbeitsweise der Europäischen Union
(AEUV1) ist die Union ausschließlich
zuständig für die „Festlegung der für das
Funktionieren des Binnenmarkts erfor-
derlichen Wettbewerbsregeln“. Hierzu
gehören Vorschriften, die verhindern, dass
 einzelne Mitgliedstaaten mit Hilfe öffent-
licher Finanzmittel Unternehmen bevor-
zugen und damit den Wettbewerb verfäl-
schen.

Unternehmen�nicht�durch�
öffentliche�Mittel�bevorzugen
Für Caritas-Unternehmen sind im Bereich
des Wettbewerbsrechts vor allem zwei Fra-
gen relevant: Müssen soziale Dienstleis-
tungen vonseiten der öffentlichen Hand
europaweit ausgeschrieben werden? Und:
Sind staatliche Zuwendungen für Dienst-
leistungserbringer europarechtskonform?
Während die Antwort auf die erste Frage
im europäischen Vergaberecht zu suchen
ist, gilt für die Finanzierungsfragen das
EU-Beihilfenrecht. 

Das europäische Vergaberecht, ein-
schließlich der Vergabe von Dienstleis-
tungskonzessionen, wird aktuell in Brüssel
vom Europäischem Parlament und Minis-
terrat modernisiert. Welche Auswirkung
die Reform, die vom DCV eng begleitet
wird, auf die Erbringung sozialer Dienste
unter den Regeln des sozialrechtlichen
Dreiecksverhältnisses haben wird, muss zu
einem späteren Zeitpunkt untersucht wer-
den. 

Grundlage�für�europa-
rechtliche�Beurteilung
Im Gegensatz zum Vergaberecht wurde
die Reform des Beihilfenrechts für
 Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichen Interesse (DAWI), wie die
Daseinsvorsorge2 im europäischen
Sprachgebrauch bezeichnet wird, im Früh-
jahr 2012 abgeschlossen. Die nunmehr in
Kraft getretenen Rechtsvorschriften bil-
den für die kommenden Jahre die Grund-
lage für die europarechtliche Beurteilung
von Zuwendungen aus öffentlichen Mit-

teln. Aus diesem Grund soll es in diesem
Spezial der neuen caritas darum gehen,
Unternehmensverantwortlichen in der
Caritas die Grundzüge des (neuen) EU-
Beihilfenrechts näherzubringen und diese
für die eigene Arbeit besser handhabbar zu
machen, denn über allen Beihilfen schwebt
das Damoklesschwert der Rückforderung.
Sollte in einem Beschwerdeverfahren
durch die Europäische Kommission festge-
stellt werden, dass eine Zuwendung gegen
europäisches Recht verstößt, ist diese vom
Empfänger der Zuwendung zurückzuer-
statten. Diese strikte und mitunter das
wirtschaftliche Aus des Empfängers nach
sich ziehende Folge gilt es durch voraus-
schauende Beachtung der relevanten Vor-
schriften zu vermeiden. Hierbei soll diese
Veröffentlichung eine erste Hilfestellung
geben. 

naturgemäß kann in diesem Heft nicht
auf alle Besonderheiten bei der Finanzie-
rung sozialer Einrichtungen in den ver-
schiedenen Arbeitsfeldern, die ja häufig
auch zwischen den Bundesländern unter-
schiedlich geregelt ist, eingegangen wer-
den. Unser Anliegen war es vielmehr, die
Problematik der Europarechtskonformität
von Zuwendungen im Sozialbereich besser
bekanntzumachen und eine erste Orientie-
rung für die Einordung der jeweiligen
Situation in den Caritas-Unternehmen zu
geben. Keinesfalls kann diese Veröffentli-
chung die gegebenenfalls erforderliche
rechtliche Beratung im konkreten Einzel-
fall ersetzen. Wenngleich die Inhalte des
Heftes nach bestem Wissen und Gewissen
recherchiert wurden, kann eine Garantie
für die Richtigkeit des Inhalts dennoch
nicht gegeben werden.

inhaltsozialpolitik Europa�2020

Michael�Müller

Leiter�der�Hauptvertretung
Brüssel�des�DCV
E-Mail:�michael.mueller@
caritas.de

„Verstößt eine Zuwendung
gegen europäisches Recht, 

ist sie zurückzuerstatten“
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beihilfenrechtÜberblick�

Michael�Müller

ZUM 27. APRIl 2012 ist mit der neuen
De-minimis-Verordnung für Dienstleis-
tungen der Daseinsvorsorge beziehungs-
weise für Dienstleistungen von allgemei-
nem wirtschaftlichem Interesse der letzte
Bestandteil der Reform der entsprechen-
den Beihilfenvorschriften in Kraft getre-
ten. Zu diesen Dienstleistungen zählen
auch Sozial- und Gesundheitsdienstleis-
tungen, wie sie die Caritas in Deutschland
erbringt. Anlass für die Reform der Euro-
päischen Kommission, die als „Hüterin des
Binnenmarktes“ für das Wettbewerbsrecht
zuständig ist, war die Kritik an den kompli-
zierten und zu hohem bürokratischen Auf-
wand führenden bisherigen Regelungen –
nicht zuletzt aus den Reihen der Caritas.
Grundgedanke der Vorschriften ist, dass es
bestimmte, im Gemeinwohlinteresse lie-
gende Dienstleistungen gibt, die auf staat-
liche Unterstützung angewiesen sind, um
ordnungsgemäß zu funktionieren (vgl.
hierzu Art. 106 Abs. 2 AEUV). Für diese
Dienste bestehen Ausnahmeregelungen
zum grundsätzlichen Beihilfeverbot des
Europarechts (vgl. Art. 107 Abs. 1 AEUV).

Das Reformpaket besteht aus mehreren
Bestandteilen. Zunächst aus einer Mittei-
lung der Kommission3, wie die Beihilfevor-
schriften von ihr selbst ausgelegt und ange-
wendet werden. Weiterhin die oben
genannte De-minimis-Verordnung4, die
kleinere Zuwendungen von bis zu 500.000
Euro in drei Steuerjahren als nicht binnen-
marktrelevant vom Beihilfenrecht aus-
nimmt. Hinzu kommt ein Freistellungsbe-
schluss5 über solche Zuwendungen, die
aufgrund ihrer Höhe nicht unter die De-

minimis-Verordnung fallen. Für die Arbeits-
felder der Caritas weiterhin relevant ist die
sogenannte Allgemeine Gruppenfreistel-
lungsverordnung (AGFVO)6 aus dem Jahr
2008, die sich auf bestimmte Arten von
Zuwendungen, etwa für kleine und mittlere
Unternehmen (KMU), zur  Ausbildung von
Beschäftigten oder für benachteiligte oder
behinderte Arbeitnehmer(innen) erstreckt.

In der Praxis waren die Vorschriften des
Beihilfenrechts bisher sowohl bei Zuwen-
dungsgebern als auch bei Zuwendungs-
empfängern im Detail wenig bekannt.
Mehrfach hatten aber potenzielle Zuwen-
dungsgeber in jüngerer Vergangenheit
freien Trägern finanzielle Unterstützung
aus Angst vor Verstößen gegen Europa-
recht vorenthalten.7

Im Folgenden sollen die grundlegen -
den Voraussetzungen des Beihilfenrechts
mit Blick auf Dienstleistungen der Cari -
tas erläutert und Hinweise zur Verwen-
dung der oben genannten Instrumente
sowie  ein Prüfungsschema für die beihil -
ferechtliche Würdigung von Maßnahmen
zur Ver fügung gestellt werden. In einem
 weiteren Beitrag wird das Beschwer -
de verfahren gegen die gemeinnützige
GmbH „AWO-Sano“ vorgestellt sowie auf
das Problem der beihilferechtlichen Be -
handlung der Gemeinnützigkeitssteuer-
vorteile eingegangen. Abschließend wird
das Verhältnis von EU-Projektförderung
zum Beihilfenrecht anhand der Umset-
zung der ESF-Richtlinie „Rückenwind“
erläutert.

Die Reform des Beihilfenrechts 
im Überblick
Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen, wie sie die Caritas erbringt, 

sind von den verschiedenen Teilen des Reformpakets betroffen.
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Beispiel�Beschäftigungszuschuss:�Gibt�es�den�am�Ausbildungs-�oder�Arbeitsmarkt�benach-
teiligten�Personen�eine�Chance,�so�erfüllt�das�Unternehmen�eine�gesamtgesellschaftliche
Aufgabe�– Beihilfe�erlaubt.
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EIn VERBOT staatlicher Beihilfen ent-
hält Art. 107 Abs. 1 AEUV: „Soweit in den
Verträgen nicht etwas anderes bestimmt
ist, sind staatliche oder aus staatlichen Mit-
teln gewährte Beihilfen gleich welcher Art,
die durch die Begünstigung bestimmter
Unternehmen oder Produktionszweige
den Wettbewerb verfälschen oder zu ver-
fälschen drohen, mit dem Binnenmarkt
unvereinbar, soweit sie den Handel zwi-
schen Mitgliedstaaten beeinträchtigen.“

Art. 108 Abs. 3 AEUV regelt das einzu-
haltende Verfahren. Demnach müssen die
Mitgliedstaaten geplante Zuwendungen
grundsätzlich bei der Kommission notifi-
zieren, also anmelden. Die entsprechende
Maßnahme darf erst nach Genehmigung
durch die Kommission durchgeführt wer-
den. Von der notifizierungspflicht bei der
Kommission gibt es allerdings Ausnahmen,
etwa im Freistellungsbeschluss oder in der
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverord-
nung (AGFVO). Diese Instrumente, die
besondere Relevanz im Bereich sozialer
Dienstleistungen haben, werden an späte-
rer Stelle näher erläutert.

Zunächst soll untersucht werden, wann
Dienste und Einrichtungen der Caritas
generell unter das europäische Beihilfen-
recht fallen.

Der�Begriff�der�„Beihilfe“
Eine Beihilfe im Sinne des AEUV liegt
vor, wenn folgende vier Voraussetzungen
gleichzeitig erfüllt sind: 
1. Begünstigung eines Unternehmens;
2. aus staatlichen Mitteln gewährt;
3. mit selektiver Wirkung und 
4. bei Verfälschung des Wettbewerbs/Be -

ein trächtigung des Handels zwischen
den Mitgliedstaaten. 

1.�Begünstigung�eines
�Unternehmens
Eine Begünstigung liegt dann vor, wenn
ein Empfänger eine leistung ohne markt-
übliche Gegenleistung erhält. Von seinem
Umfang her geht der beihilfenrechtliche
Begünstigungsbegriff deutlich über die
klassische Subvention im Sinne des deut-
schen Zuwendungsrechts hinaus. Es kom-
men direkte finanzielle Zuwendungen in
Betracht, aber eben auch weitere Begüns-
tigungstatbestände, die, so der Europäi-
sche Gerichtshof (EuGH), „die Belastun-
gen vermindern, welche ein Unternehmen
normalerweise zu tragen hat und die somit
zwar keine Subventionen im strengen Sin-
ne des Wortes darstellen, diesen aber nach
Art und Wirkung gleichstehen“8. 

Für Caritas-Unternehmen bedeutet
dies, dass neben direkten Zuwendungen,
etwa in Form von Global- oder Investiti-
onskostenzuschüssen, auch Steuerver-
günstigungen (aus dem Gemeinnützig-
keitsstatus), Bürgschaften, zinsgünstige
Darlehen, Übernahme beziehungsweise
Ausgleich von Verlusten oder leistungen
zu Vorzugsbedingungen als Begünstigung
zu verstehen sind. Entscheidendes Kriteri-
um ist stets die „Marktüblichkeit“ der
Bedingungen. Geprüft wird diese anhand
des sogenannten „Private-Investor-Test“,
also, ob der Zuwendungsempfänger die
Zuwendung auch von einem privaten Drit-
ten zu gleichen Bedingungen hätte erhal-
ten können. Dies wird regelmäßig dann
nicht der Fall sein, wenn der private Inves-
tor mit seiner Zuwendung keine marktüb-
liche Rendite erzielen kann. 

Umfasst die Zuwendung dagegen ledig-
lich eine marktübliche Gegenleistung (ein
Entgelt) für die zu erbringende Dienstleis-

tung, fehlt es an dem begünstigenden Ele-
ment und es liegt keine Beihilfe vor. Aller-
dings kann auch in einer Austauschbezie-
hung eine Begünstigung gegeben sein, so-
fern die Austauschbeziehungen vorteilhaf-
ter gestaltet sind als die am Markt üblichen.9

Beispiel:�Pflegesätze�in�der�

stationären�Altenhilfe

Fraglich ist, ob die auf Pflegesatzvereinba-
rungen in der vollstationären Pflege nach §
85 SGB XI basierenden Pflegesätze als Ent-
gelte zu werten sind, oder ob diese ebenfalls
ein begünstigendes Element im Sinne des
Art. 107 Abs. 1 AEUV enthalten. In jeder
Pflegesatzvereinbarung wird zunächst ein-
mal klar festgelegt sein, welche pflegeri-
schen leistungen die jeweilige Einrichtung
zu erbringen hat, um die entsprechenden
Pflegesätze zu erhalten. Der Pflegesatz
umfasst ausschließlich die in § 82 Abs. 1 S. 1
nr. 1 und S. 2 SGB XI genannten leistun-
gen. Kosten für Unterkunft und Verpfle-
gung nach § 87 SGB XI sind ebenso wie die
in § 82 Abs. 2 SGB XI im Einzelnen genann-
ten Investitionsaufwendungen, die Kosten
für leistungen der zusätzlichen Betreuung
und Aktivierung nach § 87b SGB XI und die
Zusatzleistungen nach § 88 SGB XI von den
allgemeinen Pflegekosten ausgeschlossen.
In der Sache besteht bei der Vergütung
durch Pflegesätze kein Unterschied zur
Pflegevergütung für ambulante Pflegeleis-
tungen. § 84 Abs. 1 S. 2 SGB XI regelt, dass
in den Pflegesätzen keine Aufwendungen
berücksichtigt werden dürfen, die nicht der
Finanzierungszuständigkeit der sozialen
Pflegeversicherung unterliegen.

Die Höhe der Sätze wird zwischen den
Einrichtungsträgern, den Pflegekassen
und den zuständigen Sozialhilfeträgern

inhaltbeihilfenrecht Anwendungskriterien

Anwendungsbereich des 
europäischen Beihilfenrechts
Kriterien, wonach Dienste und Einrichtungen der Caritas unter das Beihilfenrecht fallen.
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ausgehandelt. Es spricht vieles dafür, dass
die Pflegesätze im Regelfall als marktübli-
che Gegenleistung für die erbrachte Pfle-
geleistung zu werten sind und damit nicht
als Beihilfe im Sinne des AEUV10. Ein
begünstigendes Element könnte allenfalls
darin gesehen werden, dass die Pflegekas-
sen den Einrichtungen das Insolvenzrisiko
der nutzer abnehmen. Denn die Pflege-
kasse beziehungsweise der Sozialhilfeträ-
ger leistet auch bei Zahlungsunfähigkeit
der Heimbewohner(innen). Eine Insol-
venz der Pflegekasse selbst ist allerdings
zumindest theoretisch ebenfalls denkbar. 

Allerdings kann nach der Rechtspre-
chung des EuGH auch in der Erfüllung
eines im Gemeinwohlinteresse liegenden
Zweckes eine Gegenleistung gesehen wer-
den. Für Daseinsvorsorgeleistungen hat
der Gerichtshof in seinem Urteil in der
Rechtssache „Altmark Trans“ 11 Kriterien
aufgestellt, bei deren Beachtung Aus-
gleichszahlungen für gemeinwirtschaftli-
che Verpflichtungen keine Beihilfen dar-
stellen. Denn, wie dort etwas umständlich
festgestellt wird, eine Zuwendung ist keine
Beihilfe, „soweit sie als Ausgleich anzuse-
hen ist, der die Gegenleistung für leistun-
gen bildet, die von den Unternehmen,
denen sie zugutekommt, zur Erfüllung
gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen
erbracht werden, so dass diese Unterneh-
men in Wirklichkeit keinen finanziellen
Vorteil erhalten und die genannte Maßnah-
me somit nicht bewirkt, dass sie gegenüber
den mit ihnen im Wettbewerb stehenden
Unternehmen in eine günstigere Wettbe-
werbsstellung gelangen“ 12. Der Gerichts-
hof trägt mit dieser Rechtsprechung dem
Umstand Rechnung, dass es gewisse
Dienstleistungen gibt, die im gesamtgesell-
schaftlichen Interesse liegen und die auf-
grund der bestehenden Marktsituation in
finanzieller Hinsicht dauerhaft unterstüt-
zungsbedürftig und unterstützungswürdig
sind. Eine Begünstigung des Zuwendungs-
empfängers liegt demnach dann nicht vor,
wenn folgende Kriterien erfüllt sind:
nrechtsverbindliche Festlegung der zu

erfüllenden Daseinsvorsorgeaufgabe in
einem Betrauungsakt;

nvor dem Ausgleich der Kosten erfolgen-
de verbindliche Festlegung objektiver
und transparenter Kostenparameter;

nkeine Überkompensation;
nVergabe der leistung durch öffentliches

Ausschreibungsverfahren oder Begren-
zung des Ausgleichs auf die Kosten eines
durchschnittlich, gut geführten Unter-
nehmens.

Die praktische Konsequenz aus dem Urteil
besteht darin, dass Ausgleichszahlungen,
die die oben genannten Kriterien erfüllen,
aufgrund der fehlenden Begünstigung des
Zuwendungsempfängers keine Beihilfe im
Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV darstellen
und damit nicht unter das europäische
Wettbewerbsrecht fallen.

Für Caritas-Unternehmen dürfte die
„Altmark Trans“-Rechtsprechung in un -
mittelbarer Anwendung allerdings kaum
praktische Relevanz haben. Auf die Krite-
rien Betrauungsakt, Kostenparameter und
Überkompensation wird unter dem Frei-
stellungsbeschluss näher eingegangen, da
diese auch dort einschlägig sind (siehe S. 18
ff. in diesem Heft). Problematisch ist aber
vor allem die Einhaltung des vierten
 Altmark-Kriteriums. Einerseits sind Ver-
gabeverfahren im deutschen Sozialrecht
lediglich an wenigen Stellen vorgesehen
(insbesondere beim Einkauf von Arbeits-
marktdienstleistungen durch die Bundes-
agentur für Arbeit, vgl. etwa § 45 III SGB
III). Andererseits dürfte der Vergleich mit
einem durchschnittlich gut geführten
Unter nehmen allenfalls mit einem äußerst
kostspieligen (Wirtschaftsprüfer-)Gutach-
ten erbracht werden können, so dass auch
diese Alternative keine Praxisrelevanz
besitzen dürfte.

Wurde allerdings im Einzelfall ein Ver-
gabeverfahren durchgeführt und sind die
übrigen Kriterien des Urteils erfüllt, liegt
keine Beihilfe im Sinne des europäischen
Rechts vor.

Dienste und Einrichtungen der Caritas
fallen aber nur dann unter das Beihilfen-
verbot des Art. 107 Abs. 1 AEUV, wenn es
sich bei ihnen um Unternehmen im Sinne
dieser Vorschrift handelt. nach ständiger
Rechtsprechung des EuGH sind Unter-

nehmen, „jede eine wirtschaftliche Tätig-
keit ausübende Einheit“. Wirtschaftliche
Tätigkeit ist „jede Tätigkeit, die darin
besteht, Güter oder Dienstleistungen auf
einem bestimmten Markt anzubieten“13.
Keine Rolle spielt bei dieser Betrachtung
die Frage, in welcher rechtlichen Form die
Unternehmen organisiert sind. Ebenso
führt die fehlende Gewinnerzielungsab-
sicht oder die soziale Zielsetzung einer
Einheit nicht dazu, dass der Unterneh-
mensbegriff zu verneinen wäre.14 Als nicht
wirtschaftliche Tätigkeiten sind etwa
hoheitliche Tätigkeiten von Justiz und
Polizei, Tätigkeiten ausschließlich sozialer
natur wie etwa von gesetzlichen Sozialver-
sicherungen15 sowie das öffentlich finan-
zierte Bildungswesen16 anerkannt. Darü-
ber hinaus hat die EU-Kommission bisher
jedoch keine klaren Abgrenzungskriterien
entwickelt, welche eine Unterscheidung
der Tätigkeiten in wirtschaftlich und nicht
wirtschaftlich erlauben würden. Sie trifft
ihre diesbezüglichen Entscheidungen viel-
mehr anhand des Einzelfalls – eine ent-
sprechende Prüfung ist in der Praxis damit
mit erheblichen Unsicherheiten belastet.

Kompetenzrechtlich liegt es in der Zu -
ständigkeit der Mitgliedstaaten, wie sozia-
le Dienstleistungen organisiert sind.
Haben sich die Mitgliedstaaten aber ein-
mal dafür entschieden, wettbewerbliche
Elemente im Markt für Sozialdienstleis-
tungen zuzulassen, so müssen sie dafür
Sorge tragen, dass auch Anbieter aus ande-
ren EU-Mitgliedstaaten nicht diskrimi-
niert werden. Gleichzeitig führt die Gestal-
tungshoheit der Mitgliedstaaten aber
dazu, dass es für die europäische Ebene
nicht möglich ist, eine abschließende liste
aller wirtschaftlichen beziehungsweise
nicht wirtschaftlichen Tätigkeiten im Bin-
nenmarkt zu erstellen. Aufgrund des oben
Gesagten kann ein und dieselbe Dienst-
leistung in einem Staat wirtschaftlich und
im anderen nicht wirtschaftlich sein.

Für Einrichtungen der Caritas gilt dem-
nach: Bestehen im konkreten Arbeitsfeld
wettbewerbliche Beziehungen zwischen
den verschiedenen Erbringern der in Rede
stehenden Dienstleistungen, so wird eine



wirtschaftliche Tätigkeit und damit der
Unternehmensbegriff zu bejahen sein. 

Ein für katholische Kindertagesstätten
erfreuliches Resultat der Beihilfenrechts-
reform ist, dass die EU-Kommission
betont hat, dass aus ihrer Sicht Kinderta-
geseinrichtungen auch dann als Bestand-
teil des öffentlichen Bildungssystems als
nicht wirtschaftliche Tätigkeiten zu klassi-
fizieren sind, wenn von den nutzern
Gebühren entrichtet werden, die zu den
operativen Kosten des Systems beitragen.
Dies gilt jedenfalls, solange die Dienstleis-
tungen vorrangig aus staatlichen Mitteln
finanziert werden.17

Erbringt ein Caritas-Unternehmen
sowohl wirtschaftliche als auch nicht wirt-
schaftliche Dienstleistungen, so gilt das
Wettbewerbsrecht nicht für letztere Akti-
vitäten. 

In vielen Handlungsfeldern, in denen
Caritas-Akteure aktiv sind, ist heute zwei-
felsfrei von wirtschaftlichen Tätigkeiten
auszugehen. Hingegen kann die Frage, wel-
che Einheit denn die wirtschaftlich tätige,
mithin das zu betrachtende Unternehmen
im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV ist, in
der Praxis gewisse Schwierigkeiten berei-
ten. Tatsächlich wurden Caritas-Einrich-
tungen in der Vergangenheit mehrfach
Zuwendungen aufgrund ihrer „Größe“ ver-
weigert. Argumentiert wurde in einem Fall
etwa, dass die für die Förderung erforderli-
che KMU-Eigenschaft (Kleine und mittle-
re Unternehmen) der Einrichtung auf-
grund der Zugehörigkeit zu einem
landes-Caritasverband nicht gegeben sei.
Der Verband umfasse ja eine Vielzahl von
Diensten und Einrichtungen und falle mit-
hin nicht unter die KMU-Schwellenwerte. 

Die Frage, welche die wirtschaftlich
tätige Einheit ist, ist jedoch nicht nur beim
Zugang zur KMU-Förderung, sondern
etwa auch bei der Prüfung der De-mini-
mis-Schwelle von Bedeutung. Generell
gilt, dass im Rahmen der Beihilfenkontrol-
le immer auf das Gesamtunternehmen
abzustellen ist. Damit gilt der Grundsatz:
Je kleiner die zu betrachtende Unterneh-
menseinheit und damit je geringer die
öffentlichen Zuwendungen, desto geringer

ist regelmäßig die beihilfenrechtliche Re -
levanz.

In der Prüfpraxis ist die Frage, welche
die zu betrachtende Einheit ist, im jeweili-
gen Einzelfall anhand von der Rechtspre-
chung vorgegebener Kriterien zu entschei-
den. Ursprünglich hatte der Gerichtshof
den Unternehmensbegriff an das Vorhan-
densein eines selbstständigen Rechtssub-
jekts geknüpft. Dieses Kriterium wurde
aber inzwischen aufgegeben. Erforderlich
ist vielmehr eine gewisse organisatorische
Selbstständigkeit der die wirtschaftliche
Tätigkeit ausübenden Einheit. Mehrere
juristische Personen können dann als eine
unternehmerische Einheit zu werten sein,
wenn Faktoren wie die Beteiligungsver-
hältnisse, der Grad der wirtschaftlichen
Integration und/oder Personenidentität
der Geschäftsführung dafür sprechen.18

Für die Caritas gilt aber, dass alleine die
Zugehörigkeit zu einer spitzenverbandli-
chen Struktur niemals dazu führt, dass die
Gesamtheit aller Verbandsmitglieder als
die wirtschaftlich tätige Einheit zu werten
wäre. Unterhält ein Träger mehrere Ein-
richtungen beziehungsweise „Unterneh-
men“ in einem Hilfebereich, so wird man
bei diesen nur dann von eigenständigen
wirtschaftlich tätigen Einheiten sprechen
können, wenn jedes Unternehmen mit
einem eigenständigen Betrauungsakt (s. S.
18 ff. in diesem Heft) beauftragt worden ist.

Auf eine schriftliche Anfrage des DCV
hin, hatte das für die Beihilfenkontrolle
zuständige Referat im Bundeswirtschafts-
ministerium ausgeführt, dass in der Prüf-
praxis des Ministeriums die bilanzrechtli-
che Zuordnung entscheidend sei. Sofern
die einzelne Einrichtung, die unter dem
Dach eines freigemeinnützigen Verbandes
arbeitet, bilanztechnisch unabhängig sei,
sei diese Einrichtung regelmäßig selbst die
zu betrachtende wirtschaftlich tätige Ein-
heit.

2.�Aus�staatlichen�Mitteln
�gewährt
Von Art. 107 Abs. 1 AEUV sind nur solche
Zuwendungen erfasst, die aus staatlichen
Mitteln stammen und dem Staat zurechen-

bar sind. Staatliche Mittel sind Mittel eines
Mitgliedstaates oder seiner Untergliede-
rungen, wie etwa Bundesländer, Kommu-
nen oder sonstiger Körperschaften des
öffentlichen Rechts. Umfasst sind auch die
Mittel der Einrichtungen der gesetzlichen
Sozialversicherung.19 Ebenfalls als staatli-
che Mittel in diesem Sinne gelten Mittel
von Unternehmen, die mehrheitlich in
öffentlichem Anteilsbesitz stehen. Mittel
der Europäischen Union gelten dann als
staatliche Mittel, wenn es um gemischte
Finanzierungen, das heißt um Gelder, die
aus Unionsmitteln und nationalen Mitteln
stammen, geht. Reine Unionsmittel stellen
grundsätzlich keine Beihilfe im Sinne des
AEUV dar. Für die Caritas relevante
gemischte Finanzierungen stellen etwa
Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds
(ESF) und dem Europäischen Fonds für
regionale Entwicklung (EFRE) dar. 

Die Zurechenbarkeit zur staatlichen
Sphäre wird allgemein dann angenommen,
wenn anhand einer Gesamtschau der
Umstände anzunehmen ist, dass der Staat
Einfluss auf die entsprechende Maßnahme
genommen hat.

Beispiel:�Stiftung�Wohlfahrtspflege�

NRW20

Die Stiftung finanziert bereits seit 1974 in
nordrhein-Westfalen (nRW) innovative
Projekte der freien Wohlfahrtspflege mit
bis zu 50 Prozent der notwendigen Ausga-
ben. Rechtsgrundlage der Stiftung ist das
Gesetz über die Zulassung öffentlicher
Spielbanken in nRW (SpielbG nW).
Finanziert wird die Stiftung vollständig aus
Mitteln der Spielbankabgabe der Spiel-
banken in nRW. 

Förderungen aus der Stiftung Freie
Wohlfahrtspflege dürften als staatliche
Mittel im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV
und damit als beihilferechtlich relevant
einzuordnen sein. Die Stiftung ist nach § 9
I SpielbG nW eine solche des öffentlichen
Rechts. Die Mittel der Stiftung stammen
aus Einnahmen des landes nRW aus der
Spielbankabgabe (§ 10 I SpielbG nW).
Zudem sitzen im Stiftungsrat mehrere Ver-
treter der landesregierung (§ 12 I SpielbG
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nW) und die Stiftung als solche untersteht
der Aufsicht des Ministers für Arbeit,
Gesundheit und Soziales (§ 14 I SpielbG
nW). 

3.�Mit�selektiver�Wirkung
Unter das Beihilfenverbot fallen nur sol-
che Maßnahmen, die selektiv wirken, das
heißt bestimmte Unternehmen begünsti-
gen. Allgemeine gesetzgeberische Maß-
nahmen, die alle Wirtschaftsteilnehmer in
gleicher Weise betreffen, sind dagegen
nicht erfasst, da sie nicht geeignet sind, den
Wettbewerb zu verfälschen. Entscheidend
ist, ob bestimmte Unternehmen, die sich
im Hinblick auf die entsprechende Maß-
nahme in einer vergleichbaren rechtlichen
und tatsächlichen Situation mit anderen
Unternehmen befinden, diesen gegenüber
begünstigt werden.21 Können also alle
Anbieter einer bestimmten sozialen
Dienstleistung unabhängig von ihrer
Rechtsform unter gleichen Voraussetzun-
gen in den Genuss einer bestimmten staat-
lichen Zuwendung kommen, wirkt diese
nicht selektiv und stellt mithin keine Bei-
hilfe im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV
dar. Örtlicher Bezugsrahmen für dieses
Kriterium ist allerdings nicht unbedingt
das gesamte Staatsgebiet eines Mitglied-
staates.22 Eine Maßnahme wirkt nicht
schon alleine deshalb selektiv, weil sie nur
in einem spezifischen Teil des Mitglied-
staates gewährt wird (so etwa bei Zuwen-
dungen nach landesrecht).

Beispiel:�Pflegesätze�in�der�

stationären�Pflege

Fraglich ist die selektive Wirkung von Pfle-
gesätzen nach § 85 SGB XI. In der Kran-
kenhausfinanzierung wird etwa mit
 Kostensätzen gearbeitet, die für alle
Dienstleistungen vorab festgesetzt wurden
und einheitlich für alle Krankenhausbe-
nutzer gelten. Dagegen werden Pflegesät-
ze in der vollstationären Pflege im Rah-
men von Entgeltverhandlungen in der
Regel trägerspezifisch ausgehandelt. Wäh-
rend also im Gesundheitswesen von einem
gleichen (Vergütungs-)Anspruch aller Trä-
ger und damit von einer allgemeinen, nicht

selektiv wirkenden Maßnahme, auszuge-
hen ist, ist dies für die Pflegesätze im
Bereich des SGB XI strittig. In gleichem
Maße dürfte dies auch für die Entgelte im
Bereich der Kinder- und Jugendhilfe nach
§ 78b Abs. 1 SGB VIII gelten. 

Beispiel:�Investitionskostenförderung�im

Bereich�stationärer�Einrichtungen

Die Investitionskostenförderung ist dann
nicht als Beihilfe im Sinne des Art. 107
Abs. 1 AEUV zu werten, wenn es am Kri-
terium der Selektivität fehlt. Haben nach
den jeweils zugrunde liegenden sozial-
rechtlichen Bestimmungen (oder nach
dem Krankenhausfinanzierungsgesetz)
alle Einrichtungen unabhängig von der
jeweiligen Rechtsform einen Anspruch auf
Investitionskostenförderung, dürfte gera-
de keine selektive Maßnahme und damit
keine Beihilfe vorliegen.

Beispiel:�Beschäftigungszuschuss�

nach�SGB�II

Im Oktober 2007 hat die Bundesregierung
Beschäftigungszuschüsse nach dem dama-
ligen § 16a SGB II (heute: § 16e SGB II)
bei der Kommission angemeldet. Mit Ent-
scheidung vom 18. März 2008 23 hat die
Kommission hierzu erklärt, dass die Maß-
nahme keine Beihilfe im Sinne des Art. 87
Abs. 1 EG-Vertrag (heute Art. 107 Abs. 1
AEUV) darstelle, weil es an der Selektivi-
tät der Maßnahme fehle. Aufgrund der Tat-
sache, dass jeder Arbeitgeber, der eine
benachteiligte Person beschäftigen möch-
te, in den Anwendungsbereich falle, hande-
le es sich beim Beschäftigungszuschuss um
eine allgemeine Maßnahme.

4.�Verfälschung�des�Wett-
bewerbs/Beeinträchtigung
des�Handels�zwischen�den�
Mitgliedstaaten

Die Zuwendung muss, zumindest poten-
ziell, geeignet sein, den Wettbewerb im
Binnenmarkt zu verfälschen. Dieses Krite-
rium ist in der Regel erfüllt, da Kommissi-
on und Gerichtshof davon ausgehen, dass
die Wettbewerbsfähigkeit des Zuwen-

dungsempfängers im Vergleich zu anderen
Anbietern durch die Zuwendung regelmä-
ßig gestärkt wird. Das zusätzliche Kriteri-
um der Beeinträchtigung des Handels zwi-
schen den Mitgliedstaaten dient dazu,
Sachverhalte mit rein lokalem Bezug vom
Beihilfenrecht auszuschließen. Allerdings
wird auch dieses Kriterium von Kommissi-
on und EuGH weit ausgelegt, so dass in der
Praxis der Binnenmarktbezug meist zu
bejahen ist. Es reicht aus, dass die Zuwen-
dung einen Wettbewerber aus dem EU-
Ausland potenziell davon abhalten könn-
te, seine Dienstleistungen anzubieten. 

Die Prüfung einer potenziellen Verfäl-
schung des Wettbewerbs sowie die Ermitt-
lung der nachfrage und anderer potenziel-
ler Anbieter vergleichbarer Dienste ist in
der Praxis aufwendig und mit großer
Rechtsunsicherheit verbunden. Auch hier
behält sich die Kommission die Einzelfall-
prüfung vor und hat bislang keine klaren
Abgrenzungskriterien im Hinblick auf die
Binnenmarktrelevanz vorgelegt. 

Sollte allerdings bezüglich einer kon-
kreten Maßnahme der nachweis erbracht
werden können, dass mit einer Dienstleis-
tung ausschließlich ein lokaler/regionaler
Einzugsbereich bedient wird, kann das
Kriterium im Einzelfall zu verneinen sein.
Im beihilferechtlichen Beschwerdeverfah-
ren „Freizeitbad Dorsten“, in dem es um
einen Zuschuss zu den Betriebskosten
eines öffentlichen Schwimmbades ging,
hatte die Kommission trotz der Grenznähe
des Bades zu den niederlanden eine
Beeinträchtigung des Handels zwischen
den Mitgliedstaaten verneint. Sie begrün-
dete dies damit, dass das Schwimmbad kei-
ne besonderen Merkmale aufweise, ledig-
lich über einen Einzugsbereich von circa
50 Kilometern verfüge und rund 90 Pro-
zent der Besucher aus dem Stadtgebiet von
Dorsten erwartet würden.24 In einem wei-
teren Beschwerdeverfahren aus dem Jahr
2001 hatte die Kommission entschieden,
dass es sich bei Krankenhäusern, die aus-
schließlich für die örtliche Bevölkerung
bestimmt sind, um Tätigkeiten rein lokaler
natur ohne Beeinträchtigung des gemein-
schaftlichen Handels drehen könne.25
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Zuwendungen, die unter die Schwelle
der allgemeinen oder spezifischen De-
minimis-Verordnung für Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse (DAWI) fallen,
sind ebenfalls nicht geeignet, den Wettbe-
werb zu verfälschen beziehungsweise den
gemeinschaftlichen Handel zu beeinträch-
tigen. Greift die De-minimis-Verordnung,
liegt deshalb keine Beihilfe im Sinne des
Art. 107 Abs. 1 AEUV vor (näheres s. S. 17
ff. in diesem Heft).

Die Frage, ob es sich bei Dienstleistun-
gen der Caritas um Tätigkeiten rein loka-
ler natur handelt, kann jedenfalls ober-
halb der De-minimis-Schwelle nicht
pauschal beantwortet werden. Zweifelsfrei
anzunehmen ist die Handelsbeeinträch -
tigung bei Trägern, die grenzüberschrei-
tend oder jedenfalls überregional tätig
sind. Ansonsten muss aufgrund der weiten
Auslegung der Begriffe Wettbewerbsbe-
schränkung und Handelsbeeinträchtigung
in der Entscheidungspraxis der Kommissi-
on jeder Einzelfall gesondert bewertet
werden. Kriterien, die nach Ansicht des
DCV für eine Einordnung von sozialen
Dienstleistungen als Tätigkeiten rein lo -
kaler natur sprechen könnten, sind die
 folgenden:

ndie nutzer(innen), Dienstleistungser-
bringer, Freiwilligen, die kommunale
Behörde, gegebenenfalls die örtliche
Kirchengemeinde und andere örtliche
Vereine und Organisationen sind an der
Konzeption des sozialen Dienstes betei-
ligt;

nder Einzugsbereich des Dienstleistungs-
erbringers ist überwiegend regional
begrenzt und es sind keine nutzer(in -
nen) aus grenzüberschreitender Her-
kunft zu erwarten;

ndie Dienstleistung ist nicht einzigartig für
die Region beziehungsweise den Mit-
gliedstaat und wird nicht über die Regi-
on hinaus beworben und/oder

ndie Erbringung der Dienstleistung ist nur
erfolgversprechend, wenn dem Anbieter
der lokale Kontext beziehungsweise die
örtlichen Gegebenheiten vertraut sind.26

Generell ist bei der Beurteilung der loka-
len natur von leistungen immer zu beach-
ten, dass häufig die erhaltenen Zuwendun-
gen es dem Dienstleistungserbringer erst
ermöglichen, seine leistung anzubieten.
Sollte dies die Chancen von anderen
Anbietern verringern, auf dem Markt Fuß
zu fassen, so reicht dies nach der Entschei-
dungspraxis der Kommission aus, um eine

(potenzielle) Wettbewerbsverfälschung
anzunehmen. Aus diesem Grund wird die-
ses Kriterium auch in der Praxis sozialer
Dienste in Deutschland häufig nicht ausge-
schlossen werden können. 

leider hat die Kommission die Reform
des Beihilfenrechts nicht dazu genutzt, kla-
re Kriterien für die Bestimmung von
Dienstleistungen mit rein lokalem Charak-
ter festzulegen. In ihrer Mitteilung über  
die Anwendung der Beihilfevorschriften
beschränkt sie sich vielmehr auf einen Hin-
weis auf vier Beispielfälle aus ihrer bis -
herigen Entscheidungspraxis.27 Allgemein-
gültige Kriterien lassen sich aus diesen
Einzelfällen aber nicht sicher herausar -
beiten. 

Wird anhand der oben beschriebenen
Kriterien festgestellt, dass eine Zuwen-
dung grundsätzlich unter den Beihilfenbe-
griff des Art. 107 Abs. 1 AEUV fällt, so
muss anschließend anhand der Instrumen-
te De-minimis-Verordnung, Freistellungs-
beschluss und Allgemeine Gruppenfrei-
stellungsverordnung überprüft werden, ob
tatsächlich eine Beihilfe vorliegt und ob
diese von der notifizierung bei der Kom-
mission freigestellt ist.
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Exkurs:�Rechtsfolge�gemeinschaftswidriger�Beihilfen

Die�Europäische�Kommission�hat�im�Beihilfenrecht�(Artikel�107

ff.�AEUV)�eine�besonders�starke�Stellung.�Dies�äußert�sich�da-

rin,�dass�sie� ihre�Entscheidungspraxis�weitgehend�unbeein-

flusst�von�den�Mitgliedstaaten�und�den�anderen�Organen�der

Union�ausüben�kann.28 Die�Kommission�entscheidet�nicht�nur

über�Wettbewerbsbeschwerden,�sondern�erlässt�auch�einen

Großteil�des�materiellen�Beihilfenrechts�ohne�Mitwirkung�der

anderen�Organe�der�EU.�Allerdings�überprüft�die�Behörde�be-

stehende�Zuwendungen�in�den�Mitgliedstaaten�in�der�Regel

nicht�systematisch,�sondern�nur�auf�Rüge�von�Wettbewerbern

des�Beihilfeempfängers�hin.�Das�hierbei�einzuhaltende�Verfah-

ren�regelt�die�Verfahrensverordnung.29 Nach�Eingang�einer�ent-

sprechenden�Rüge�entscheidet�die�Kommission,�ob�sie�ein�so-

genanntes�Vorprüfungsverfahren�eröffnet.�Am�Ende�des�Ver-

fahrens�gibt�es�zwei�mögliche�förmliche�Entscheidungen�der

Kommission:�Zum�einen�die�„Positiventscheidung“,�nach�der

eine�Beihilfe�mit�dem�Gemeinsamen�Markt�vereinbar�ist;�zum

anderen�die�Feststellung�der�Unvereinbarkeit�der�Beihilfe�mit

dem�Gemeinsamen�Markt.�Letztere�führt�zwingend�zur�Rück-

forderung�der�gemeinschaftswidrigen�Beihilfe,� als� „logische

Folge�der�Feststellung�ihrer�Rechtswidrigkeit“30.�In�der�Rück-

forderungsentscheidung� der� Kommission�wird� der� Beihilfe-

empfänger�bestimmt,�von�dem�der�betreffende�Mitgliedstaat

die�Zuwendung�zurückzufordern�hat.�Die�mitgliedstaatlichen

Behörden� sind� verpflichtet,� die� Rückforderung� nach� den

�Verfahrensvorschriften� des� nationalen� Rechts� unverzüglich

durchzuführen.�Der�Zuwendungsempfänger�kann�sich�dabei�in

der�Regel�nicht�auf�das�Bestehen�von�Vertrauensschutz�beru-

fen,�da�der�Gerichtshof�hierfür�kaum�erreichbare�Hürden�auf-

gestellt�hat.31 Nach�Ablauf�von�zehn�Jahren�nach�der�Gewäh-

rung� der� Beihilfe� ist� die� Rückforderung� allerdings� ausge-

schlossen.�
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Michael�Müller

Die�De-minimis-Verordnung
Bereits seit 2006 gibt es die sogenannte all-
gemeine De-minimis-Verordnung32, die für
alle Wirtschaftszweige gilt. Demnach sind
Zuwendungen von bis zu 200.000 Euro in
drei Steuerjahren nicht als Beihilfen im
Sinne des AEUV zu werten. Im Zuge der
Reform des Beihilfenrechts hat die Kom-
mission nun eine neue Verordnung vorge-
legt, die ausschließlich für den Daseinsvor-
sorgebereich gilt. Grundgedanke der
Regelung ist, dass bei Dienstleistungen, die
im Interesse des Allgemeinwohls liegen,
generell von einer geringeren Gefahr für
den Wettbewerb im Binnenmarkt auszuge-
hen ist als in anderen Wirtschaftsfeldern.
Demnach ist die Rechtsfolge der De-mini-
mis-Verordnung, dass die in Rede stehen-
den Maßnahmen aufgrund der fehlenden
Binnenmarktrelevanz nicht als Beihilfen
im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV gelten.

Zum 27. April 2012 ist die neue De-
minimis-Verordnung für DAWI in Kraft
getreten.33 Mit der neuen Bagatellregelung
hat die Kommission auch einer langjähri-
gen Forderung der Caritas Rechnung
getragen. Bereits im Jahre 2009 hatten die
in der BAGFW zusammengeschlossenen
Verbände den in der Kommission für das
Beihilfenrecht zuständigen Generaldirek-
tor in einem Brief aufgefordert, durch eine

höhere De-minimis-Schwelle die „Rechts-
situation insbesondere kleinerer regional
tätiger Dienste und Einrichtungen [zu]
verbessern“ 34.

Die neue Verordnung gilt für alle Cari-
tas-Dienstleistungen und nimmt Zuwen-
dungen von bis zu 500.000 Euro in drei
Steuerjahren an ein Unternehmen vom
Beihilfenrecht aus. Erfasst sind alle Maß-
nahmen, die die oben genannten Kriterien
des Beihilfenbegriffes nach Art. 107 Abs. 1
AEUV erfüllen, aber in der Summe aller
erhaltenen Zuwendungen über einen
Dreijahreszeitraum den genannten
Schwellenwert nicht übersteigen. Zu
beachten ist dabei aber, dass die Gesamt-
summe immer aus Sicht des gesamten
Unternehmens zu berechnen ist, nicht für
einzelne Dienstleistungen oder Einrich-
tungsteile.

Die De-minimis-Verordnung ist das
beihilfenrechtliche Instrument, das für
Dienste und Einrichtungen der Caritas am
einfachsten zu handhaben ist. Im Gegen-
satz zum Freistellungsbeschluss, auf den
weiter unten näher eingegangen wird,
führt diese nicht zu übermäßig großem
bürokratischen Aufwand. Rechtsfolge der
Verordnung ist, dass entsprechende Zu -
wendungen nicht als Beihilfen eingeordnet
werden. Außer der Höhe der Zuwendun-

gen sind keine weiteren Kriterien zu
beachten.35

In der Praxis muss der Zuwendungsge-
ber künftig vom Zuwendungsempfänger
nach Art. 3 der Verordnung die Abgabe
einer De-minimis-Erklärung verlangen.
Bisher ist dies, obwohl auch in der allge-
meinen De-minimis-Verordnung so vorge-
sehen, nicht immer geschehen. Diensten
und Einrichtungen der Caritas, die De-
minimis-Beihilfen in Anspruch nehmen,
wird deshalb empfohlen, eine liste aller
relevanten Zuwendungen in den beiden
vorangegangenen Steuerjahren und im
laufenden Jahr zu führen. Im Rahmen
einer möglichen Überprüfung sollte zu
jedem Zeitpunkt nachgewiesen werden
können, dass der Schwellenwert von
500.000 Euro nicht überschritten wird
beziehungsweise wurde. Keinesfalls sollte
eine entsprechende Erklärung unterzeich-
net werden, ohne vorab die tatsächliche
Situation im Unternehmen sorgfältig
geprüft zu haben. 

Die neue De-minimis-Verordnung gilt
bis zum 31. Dezember 2018. Dienste und
Einrichtungen, die Zuwendungen größe-
ren Umfangs (etwa bei Investitionen oder
mehreren geförderten Personalstellen)
erhalten, dürften die Schwelle von 500.000
Euro in drei Steuerjahren allerdings immer

Beihilfenrechtliche Instrumente für 
caritasrelevante Zuwendungen
Wenn zu klären ist, ob Zuwendungen für Einrichtungen und Dienste der Caritas Beihilfen

im Sinne des europäischen Rechts sind, kommen je nach Unternehmensgröße, Art der

Dienstleistung und Höhe der Zuwendung andere beihilfenrechtliche Instrumente infrage.
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noch relativ schnell „reißen“. Diese Cari-
tas-Unternehmen müssen für die euro -
parechtliche Bewertung ihrer Zuwendun-
gen dann auf den Freistellungsbeschluss
der Kommission oder die Allgemeine
Gruppenfreistellungsverordnung zurück-
greifen.

Der�Freistellungsbeschluss
Der Beschluss der Europäischen Kommis-
sion „über die Anwendung von Artikel 106
Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitswei-
se der Europäischen Union auf staatliche
Beihilfen in Form von Ausgleichsleistun-
gen zugunsten bestimmter Unternehmen,
die mit der Erbringung von Dienstleistun-
gen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse betraut sind“ (im Folgenden:
Freistellungsbeschluss36) ist zum 31. Januar
2012 in Kraft getreten. Er baut ebenso  
wie die sogenannte Monti-Freistellungs-
entscheidung von 2005, die durch den  
Frei stellungsbeschluss abgelöst wurde, auf
dem Urteil des EuGH in der Rechtsache
„Altmark Trans“ auf. Hintergrund des
Beschlusses war die Kritik, insbesondere
am vierten Altmark-Kriterium (Durch -
führung eines Vergabeverfahrens oder
Vergleich mit durchschnittlich gut geführ-
tem Unternehmen), sowie die Forderung
nach einer praxistauglichen Konkretisie-
rung der vom Gerichtshof aufgestellten
Kriterien.

Der Beschluss kommt dann zur Anwen-
dung, wenn Unternehmen eine Zuwen-
dung erhalten haben, die nach den oben
erläuterten Kriterien als Beihilfe im Sinne
des Art. 107 Abs. 1 AEUV zu qualifizieren
ist. Sind die Voraussetzungen des Freistel-
lungsbeschlusses erfüllt, so gilt die entspre-
chende Beihilfe als binnenmarktkonform
und muss nicht bei der Europäischen Kom-
mission angezeigt werden. Rechtsfolge des
Beschlusses ist also die Freistellung von
der Anzeigepflicht bei der Kommission
nach Art. 108 Abs. 3 AEUV. Dies ist auch
der entscheidende Unterschied zum Urteil
„Altmark Trans“. nach diesem Urteil han-
delt es sich bei der fraglichen Maßnahme
nämlich gar nicht erst um eine Beihilfe,
wenn die vom EuGH aufgestellten Bedin-

gungen erfüllt sind. Der Freistellungsbe-
schluss führt dagegen lediglich dazu, dass
zwar das Bestehen einer Beihilfe ange-
nommen wird, diese aber nicht bei der
Kommission anzumelden ist.

Anwendungsbereich�des
Freistellungsbeschlusses
Artikel 2 des Beschlusses regelt dessen
Anwendungsbereich. Während unter die
alte Freistellungsentscheidung nur soziale
Dienstleistungen fielen, die unterhalb
gewisser Schwellenwerte lagen, umfasst
der Beschluss nach Art. 2 Abs. 1 c) jetzt:
„Ausgleichszahlungen für die Erbringung
von Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse zur Deckung
des sozialen Bedarfs im Hinblick auf
Gesundheitsdienste und langzeitpflege,
Kinderbetreuung, den Zugang zum und
die Wiedereingliederung in den Arbeits-
markt, den sozialen Wohnungsbau sowie
die Betreuung und soziale Einbindung
sozial schwacher Bevölkerungsgruppen“.
Dienstleistungen, die durch Krankenhäu-
ser erbracht werden, fallen nach Art. 2 Abs.
1b) unter den Freistellungsbeschluss. 

Mithin dürften alle (wirtschaftlichen)
Angebote von Diensten und Einrichtun-
gen der Caritas grundsätzlich in den
Anwendungsbereich des Freistellungsbe-
schlusses fallen. Denn auch die Kommissi-
on hat in den Gesprächen zum Freistel-
lungsbeschluss immer wieder deutlich
gemacht, dass alle sozialen Dienstleistun-
gen von der Formulierung in Buchstabe c)
erfasst sein sollen.

In den Genuss der Freistellung von der
Anzeigepflicht bei der Kommission kom-
men die entsprechenden Maßnahmen aber
nur, wenn auch die bereits aus der Alt-
mark-Rechtsprechung bekannten Krite-
rien Betrauungsakt, Kostenparameter und
fehlende Überkompensation erfüllt sind.

Der�Betrauungsakt
Der Dienstleistungserbringer muss zu -
nächst mit der im Allgemeinwohl liegen-
den Aufgabe betraut sein. Welche Aufga-
ben im Allgemeinwohl liegen, kann von
den Mitgliedstaaten autonom entschieden

werden. Die Kommission verfügt hier nur
über eine Missbrauchskontrolle. 

Beispiel:�Pflege

Aufgabe sowie Art und Umfang der leis-
tungen der sozialen Pflegeversicherung
ergeben sich aus den §§ 1, 4 SGB XI. nach
§ 9 SGB XI sind die länder zuständig für
die „Vorhaltung einer leistungsfähigen,
zahlenmäßig ausreichenden und wirt-
schaftlichen pflegerischen Versorgungs-
struktur“. Aus der Gesamtschau dieser
Bestimmungen des SGB XI kann die All-
gemeinwohlbedeutung von Pflegedienst-
leistungen begründet werden. Konkreti-
siert wird der spezifische Auftrag der zu
betrachtenden Einrichtung dann im Rah-
men des jeweiligen Betrauungsaktes.

Beispiel:�Kinder-�und�Jugendhilfe

Im Bereich des SGB VIII liefern die §§ 1
und 4 die gesetzliche Grundlage für die im
Allgemeinwohl liegende Aufgabe der Kin-
der- und Jugendhilfe.

Betrauung bedeutet, dass die zu finan-
zierende Daseinsvorsorgeaufgabe vorab
auf das jeweilige Unternehmen übertragen
wurde. Der Betrauungsakt (Art. 4 Freistel-
lungsbeschluss) muss an ein konkretes
Unternehmen gerichtet sein und Gegen-
stand und Dauer der Gemeinwohlaufgabe
definieren. Weiterhin müssen etwaige aus-
schließliche oder besondere Rechte, die
dem Unternehmen gewährt werden sollen,
benannt werden. Die Parameter für die
Berechnung, Überwachung und Änderung
der Ausgleichsleistungen müssen ebenso
 enthalten sein wie die Maßnahmen zur
Vermeidung von Überkompensationen.
Ebenso müssen künftig alle Betrauungsak-
te ausdrücklich auf den Freistellungsbe-
schluss verweisen.

neu ist nach dem Freistellungsbe-
schluss, dass der Betrauungszeitraum
grundsätzlich maximal zehn Jahre betra-
gen darf. Ausnahmsweise, etwa bei erheb-
lichem Investitionsaufwand seitens des
Dienstleistungserbringers, darf der Zeit-
raum aber auch länger sein (vgl. Art. 2
Abs. 2 Freistellungsbeschluss). Mit dieser
Regel möchte die Kommission sicherstel-

inhaltzuwendungen Instrumente
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len, dass eine einmal erteilte Betrauung in
regelmäßigen Abständen überprüft und/
oder erneuert wird. 

Der Betrauungsakt ist die zentrale
Anforderung des Freistellungsbeschlusses.
Mit ihm soll transparent gemacht werden,
welche Daseinsvorsorgeaufgabe in wel-
cher Höhe unterstützt werden soll. Damit
schafft der Betrauungsakt den Ausgleich
dafür, dass die entsprechende Maßnahme
nicht vorab durch die Kommission über-
prüft werden muss. Allerdings ist der
gemeinschaftsrechtliche Begriff des
Betrauungsaktes dem deutschen Sozial-
recht fremd. Die Caritas handelt entspre-
chend ihrem Motto „not sehen und han-
deln“ zuallererst aus eigener Motivation
und nicht aufgrund staatlicher Beauftra-
gung. Dennoch sollte in der Zuwendungs-
praxis das Kriterium des Betrauungsaktes
in aller Regel keine größeren Schwierig-
keiten nach sich ziehen. In der Mehrzahl
der Fälle dürfte der konkrete Zuwen-
dungsbescheid in Kombination mit der
entsprechenden bundes- oder landesrecht-
lichen Grundlage als Betrauungsakt zu
werten sein. 

Eine bestimmte Form für den Betrau-
ungsakt schreibt die Kommission nämlich
nicht vor. Vielmehr kann diese von den
Mitgliedstaaten selbst bestimmt werden.
Denkbar sind etwa Gesetze und Verord-
nungen, Verwaltungsakte (Zuwendungs-
bescheid) oder öffentlich- oder privat-
rechtliche Verträge sowie Kombinationen
dieser Akte. Sollte in der Praxis auf eine
vertragliche Betrauung zurückgegriffen
werden, müssen aber die daraus folgenden
vergabe- und steuerrechtlichen Implika-
tionen beachtet werden. Möglicherweise
führt eine vertragliche Regelung nämlich
zur Ausschreibungspflicht beziehungswei-
se zu Abgrenzungsschwierigkeiten zwi-
schen echtem Zuschuss und steuerbarem
leistungsaustausch. Die beihilferechtlich
gebotene Konkretisierung der Gemein-
wohlverpflichtungen, die aus umsatzsteu-
erlichen Gründen möglichst allgemein
gehalten werden muss, erfordert eine sorg-
fältige Vorgehensweise. In Zweifelsfällen
empfiehlt sich die vorherige Abstimmung

mit den Finanzbehörden oder den auf lan-
des- beziehungsweise Bundesebene für die
Beihilfenkontrolle zuständigen Stellen.

Praxisbeispiele�für�Betrauungsakte:

Im Bereich der stationären Altenhilfe
dürfte der Betrauungsakt regelmäßig im
Versorgungsvertrag nach § 72 SGB XI in
Verbindung mit der Pflegesatzvereinba-
rung nach § 85 SGB XI zu sehen sein.
 Spezielle Förderungen nach landesrecht
werden in aller Regel auf dem Versor-
gungsvertrag und der jeweiligen landes-
rechtlichen Grundlage (zum Beispiel
Richtlinie über die Gewährung von
Zuwendungen zur Förderung der Ausbil-
dung in der Altenpflege des landes nie-
dersachsen37) gewährt und im Zuwen-
dungsbescheid konkretisiert. Der
Betrauungsakt kann dann in der Gesamt-
heit dieser Akte gesehen werden. 

Gleiches gilt im Bereich der Kinder-
und Jugendhilfe für den jeweiligen Rah-
menvertrag nach § 78f SGB VIII sowie die
entsprechenden leistungs- und Entgelt-
vereinbarungen nach § 78b Abs. 1 SGB
VIII. 

Krankenhäuser erhalten durch Aufnah-
me in den Krankenhausplan nach § 6
Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG)
den Auftrag zur Versorgung nach § 1 KHG
sowie dem Sicherstellungsauftrag der län-
der für eine bedarfsgerechte stationäre
Krankenhausversorgung.38

Entscheidend ist letztlich, dass die Art
und der Umfang der Daseinsvorsorgeauf-
gabe und die Verpflichtung des Zuwen-
dungsempfängers, diese zu erfüllen, im
Betrauungsakt deutlich werden. Aufgrund
der zentralen Bedeutung der ordnungsge-
mäßen Betrauung innerhalb des Freistel-
lungsbeschlusses sollten Zuwendungsge-
ber und -empfänger besondere Sorgfalt bei
der Erstellung des Betrauungsaktes walten
lassen.

Kostenparameter

Bereits im Betrauungsakt müssen der
Mechanismus und die Parameter für die
Berechnung, Überwachung und Änderung
der Ausgleichszahlung angegeben werden

(Art. 4 Buchst. d) Freistellungsbeschluss).
Für die Praxis bedeutet dies, dass bereits
vorab festgelegt sein muss, für welche
Daseinsvorsorgeaufgabe ein Ausgleich
geleistet wird und anhand welcher
 Parameter sich die Höhe des jeweiligen
 Ausgleichs bemisst. nachträgliche Ab -
wandlungen, etwa zum Ausgleich von
unerwarteten Verlusten, lässt der Freistel-
lungsbeschluss nicht zu. Wenn die Unter-
stützung nicht in Form von Finanzmitteln
gewährt wird, muss der daraus resultieren-
de Vorteil zu marktüblichen Konditionen
umgerechnet werden. Das gilt etwa für die
Überlassung von Sachmitteln oder für
Erbpachtverträge.

Für Caritas-Unternehmen, die neben
Aufgaben der Daseinsvorsorge auch ande-
re Tätigkeiten im Wettbewerb ausüben
(Bereich der wirtschaftlichen Geschäfts-
betriebe), ist hier besonders darauf zu
 achten, dass in der Buchführung eine
belastbare Trennung beider Bereiche
durchgehalten wird (Art. 5 Abs. 3 b) und
Abs. 9 Freistellungsbeschluss). Dabei müs-
sen insbesondere die Parameter angege-
ben werden, die für die Zuordnung der
Kosten zum einen oder anderen Bereich
herangezogen werden sollen. Der Freistel-
lungsbeschluss lässt nur den Ausgleich der
Kosten zu, die in Ausübung der Daseins-
vorsorgeaufgabe entstehen. Quersubven-
tionierungen zwischen beiden Bereichen
sind nicht zulässig.

Keine�Überkompensation

nach Art. 5 Abs. 1 des Freistellungsbe-
schlusses darf die Ausgleichszahlung nur
die durch die Erfüllung der Daseinsvorsor-
geaufgabe entstandenen Kosten ein-
schließlich eines angemessenen Gewinns
umfassen. Der angemessene Gewinn
berechnet sich nach Art. 5 Abs. 5 anhand
der Kapitalrendite („Internal Rate of
Return“). Ein durchschnittliches Unter-
nehmen legt diese zugrunde, um unter
Berücksichtigung des jeweiligen Risikos
zu entscheiden, ob es die betreffende
Dienstleistung für die gesamte Dauer der
Betrauung erbringt. nach Art. 5 Abs. 7 gilt
eine Kapitalrendite, die den relevanten
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Swap-Satz zuzüglich eines Aufschlags von
100 Basispunkten40 nicht übersteigt, in
jedem Fall als angemessen. Gemäß Art. 5
Abs. 8 kann auf die unter Umständen in
der Praxis schwierig zu handhabende
Kapitalrendite verzichtet und auf andere
Indikatoren wie etwa die Umsatzrendite
oder die Eigenkapitalrendite zurückge-
griffen werden, wenn dies aufgrund beson-
derer Umstände angebracht ist.

Gemäß Art. 6 Abs. 1 Freistellungsbe-
schluss sind die Mitgliedstaaten verpflich-
tet, die Überkompensation mindestens alle
drei Jahre zu überprüfen. Dies stellt einen
Fortschritt im Vergleich zur Rechtslage vor
der Reform dar, da damals die Überkom-
pensation jährlich überprüft werden muss-
te. Sollte im Rahmen der Überprüfung
festgestellt werden, dass der tatsächlich
erhaltene Ausgleich den nach dem Frei-
stellungsbeschluss zulässigen Ausgleich
um bis zu zehn Prozent übersteigt, so kann
der überschießende Teil der Ausgleichs-
zahlung auf das Folgejahr angerechnet
 werden. Ausgleichszahlungen, die auch
darüber hinausgehen, führen zur Rückzah-
lungsaufforderung. Damit ist der Freistel-
lungsbeschluss künftig auch auf mehrjäh-
rige Verträge, wie sie etwa im Bereich der
Jugendhilfe häufig sind, direkt anwendbar.

Der Freistellungsbeschluss sieht Vorga-
ben zur Verhinderung beziehungsweise
Rückerstattung von Überkompensationen
vor. In der sozialrechtlichen Praxis dürfte
dieses Erfordernis keine größeren Schwie-
rigkeiten verursachen, da die Vorgaben des
Zuwendungsrechts (Verwendungsnach-
weis, Rückforderung bei Verstößen des
Empfängers) den Anforderungen des
Beschlusses in aller Regel genügen sollten.

Beispiel:�Fehlbedarfsfinanzierung

Auch die aus dem deutschen Zuwendungs-
recht bekannte Fehlbedarfsfinanzierung
(zugewendet wird der Betrag, der die
lücke zwischen den zuwendungsfähigen
Ausgaben einerseits und den Eigenmitteln
und sonstigen Einnahmen des Förderungs-
nehmers andererseits schließt) dürfte
 diesen Anforderungen des Freistellungs-
beschlusses genügen. Eine Überkompen-
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sation sollte in der Praxis ausscheiden, da
der Zuwendungsempfänger regelmäßig
verpflichtet ist, überschießende Zuwen-
dungen zurückzuerstatten. In dem der
jeweiligen Finanzierung zugrunde liegen-
den Kostenplan müssen allerdings die zu
erwartenden Kosten möglichst präzise ver-
anschlagt werden. Bis zu zehn Prozent der
Ausgleichszahlung dürfen im Falle der
Überkompensation auf das Folgejahr
angerechnet werden.

Beispiel:�Festbetragsfinanzierung

Bei der Festbetragsfinanzierung erfolgt in
der Regel keine Rückzahlung überschie-
ßender Ausgleichszahlungen. So etwa für
den Fall, dass der Empfänger unerwartet
seine Einnahmenseite erhöhen konnte. Ob
und wie der Freistellungsbeschluss im
Rahmen der Festbetragsfinanzierung zur
Anwendung kommen kann, ist strittig. 

Sind die Voraussetzungen des Freistel-
lungsbeschlusses erfüllt, wird die Beihilfe
als mit dem Binnenmarkt vereinbar ange-
sehen und die Anmeldepflicht bei der
Kommission entfällt (Art. 1 Freistellungs-
beschluss). Gleichwohl kann in Zweifels-
fällen eine Anzeige bei der Kommission
vorgenommen werden. Diese wird die Bei-
hilfe anschließend prüfen und erlässt eine
verbindliche Entscheidung. Kommen
Zuwendungsgeber und Zuwendungsemp-
fänger nach der Prüfung der geplanten
Maßnahme anhand der Kriterien des Frei-
stellungsbeschlusses zum Ergebnis, dass
eine binnenmarktkonforme Maßnahme
vorliegt, kann diese durchgeführt werden.
Gleichwohl ist auch in diesem Fall für eine
mögliche Beschwerde eines Wettbewer-
bers bei der Europäischen Kommission
vorzusorgen. Es wird deshalb Diensten
und Einrichtungen der Caritas, die ent-
sprechende Zuwendungen erhalten, emp-
fohlen, ein besonderes Augenmerk auf die
sorgfältige Erstellung des Betrauungsak-
tes mit den jeweiligen Kostenparametern
zu legen. Wenn dies vorab geschehen ist,
sollte im Rahmen einer nachprüfung
durch die Kommission die Vereinbarkeit
mit dem Freistellungsbeschluss nachge-
wiesen werden können. nach Art. 8 Abs. 1

Freistellungsbeschluss müssen die Mit-
gliedstaaten für einen Zeitraum von min-
destens zehn Jahren ab dem Ende des
Betrauungsaktes alle Informationen vor-
halten, die notwendig sind, um eine nach-
trägliche Überprüfung der Maßnahme
durchzuführen.

Hingewiesen sei in diesem Zusammen-
hang noch auf den einschlägigen Prüfungs-
standard des Instituts der Wirtschafts -
prüfer (IDW).41 Im Rahmen der
Abschlussprüfung muss der Prüfer Fehler-
risiken im Zusammenhang mit gewährten
Beihilfen beurteilen. Auswirkungen auf
den Jahresabschluss können sich aus dro-
henden Rückzahlungsverpflichtungen
europarechtswidriger Beihilfen ergeben.
letztlich muss der Abschlussprüfer in sei-
nem Testat beurteilen, ob eventuelle Fol-
gen aus den beihilferechtlichen Maßnah-
men ordnungsgemäß im Jahresabschluss
abgebildet sind.

Allgemeine�Gruppenfreistel-
lungsverordnung�(AGFVO)
Die AGFVO regelt die Zulässigkeit ver-
schiedener Gruppen sogenannter horizon-
taler Beihilfen in einem einzigen Rechtsin-
strument. Die erfassten Beihilfekategorien
werden als mit dem Binnenmarkt verein-
bar eingestuft und von der notifizierungs-
pflicht freigestellt. Aus Sicht der Caritas
sind aus dem weiten Anwendungsbereich
der AGFVO vor allem die Ausbildungsbei-
hilfen, Beihilfen für benachteiligte oder
behinderte Arbeitnehmer(innen) sowie
die Beihilfen für KMU interessant. Ein
praktischer Anwendungsfall der AGFVO
findet sich auf S. 31 in diesem Heft.
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Wilma�Schulze�Froning

IM FOlGEnDEn Beispiel geht es um
eine Förderung aus Mitteln der Stiftung
Wohlfahrtspflege des landes nRW für
Maßnahmen, um einen Wohn- und
lebensbereich für zwölf pflegebedürftige
junge Menschen in einer neu zu errichten-
den Pflegeeinrichtung mit 80 Plätzen zu
schaffen.

Sachverhalt

Eine dem Caritasverband für das Bistum
Essen e.V. (DiCV Essen) angeschlossene
gGmbH plante im Jahr 2009 den Bau einer
Pflegeeinrichtung für 80 pflegebedürftige
Menschen. Davon sollten zwölf Pflegeplät-
ze für junge Pflegebedürftige mit speziel-
lem Versorgungsvertrag nach SGB XI aus-
gestattet werden. Die Baukosten der
Pflegeeinrichtung mit einem Finanzvolu-
men von circa zehn Millionen Euro
 überstiegen die nach dem Pflegeversiche-
rungsgesetz in Verbindung mit dem lan-
despflegegesetz nRW zulässigen maxima-
len Investitionskosten. Hintergrund war,
dass die maßgeblichen gesetzlichen Rege-
lungen für den Bau von Pflegeeinrichtun-
gen grundsätzlich nicht die räumlichen
Bedürfnisse junger Pflegebedürftiger im
Fokus haben, sondern vielmehr auf die
Ansprüche älterer Pflegebedürftiger aus-
gerichtet sind. Die über die maximal refi-

nanzierbaren Investitionskosten hinaus-
schießenden Baukosten für den Pflegebe-
reich der jüngeren Pflegebedürftigen (circa
477.000 Euro) wurden also nach landes-
pflegegesetz nRW nicht refinanziert.

Für die Finanzierungslücke wurden
Mittel der Stiftung Wohlfahrtspflege nRW
(circa 232.000 Euro) beantragt und der
Einsatz von „baren Eigenmitteln“ (circa
245.000 Euro) geplant, die über die
Bewohner(innen) nicht refinanziert wer-
den sollten. Weitere Förderanträge für
 diesen Bereich sind nicht gestellt worden.

Problematik

Im Rahmen des Antragsverfahrens führte
die Stiftung Wohlfahrtspflege nRW in
einem Schreiben an die gGmbH aus, dass
unklar sei, ob eine Förderung der Stiftung
Wohlfahrtspflege nRW eine europarecht-
liche Beihilfe darstelle. Sie forderte diesbe-
züglich vom Antragsteller eine Begrün-
dung zur Rechtfertigung der Zulässigkeit
der Förderung des konkreten Bauvorha-
bens im Hinblick auf die europarechtliche
Fragestellung der Beihilfe und der grund-
legenden Daseinsvorsorge.

Im Rahmen der spitzenverbandlichen
Betreuung durch den DiCV Essen wurde
die fragliche Maßnahme europarechtlich
überprüft. Das Gutachten des Caritasver-

bandes vom Mai 2009 wurde für die Veröf-
fentlichung an die aktuelle Rechtslage
angepasst. Dies betrifft insbesondere die
Ausführungen zum Freistellungsbeschluss
der Europäischen Kommission, der die
sogenannte Monti-Freistellungsentschei-
dung inzwischen abgelöst hat, sowie die
neue nummerierung der einschlägigen
Artikel des Wettbewerbsrechts durch die
Einführung des AEUV.

Vereinbarkeit�mit�Gemeinschaftsrecht

Aus folgenden Erwägungen dürfte die
fragliche Förderung der Stiftung Wohl-
fahrtspflege nRW als gemeinschafts-
rechtskonforme Beihilfe einzuordnen sein.

I.�Beihilfe�nach�Art.�107�Abs.�1�AEUV

Gemäß Art. 107 Abs. 1 AEUV sind staatli-
che oder aus staatlichen Mitteln gewährte
Beihilfen, gleich welcher Art, die durch die
Begünstigung bestimmter Unternehmen
den Wettbewerb verfälschen oder zu verfäl-
schen drohen, mit dem Gemeinsamen Markt
unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen
den Mitgliedstaaten beeinträchtigen.

1.�Aus�staatlichen�Mitteln�gewährte�

Beihilfen

Bei der Förderung durch die Stiftung
Wohlfahrtspflege nRW handelt es sich um

Mittels Freistellungsbeschluss
eine Förderung überprüfen
Anhand der Förderung einer Pflegeeinrichtung der Caritas aus Stiftungsmitteln 

wird  beispielhaft gezeigt, wie überprüft werden kann, ob es sich um eine europarechtliche

 Beihilfe handelt.
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staatliche Beihilfen beziehungsweise aus
staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen.
Staatliche oder aus staatlichen Mitteln
gewährte Beihilfen sind Geldmittel, die
vom Staat selbst oder von vom Staat beauf-
tragten privaten oder öffentlichen Einrich-
tungen ausbezahlt werden. Es kommt
darauf an, dass der Staat aufgrund von
Eigentum, finanzieller Beteiligung, Sat-
zung oder sonstiger Bestimmung auf die
Verausgabung der Mittel einen unmittel-
bar oder mittelbar beherrschenden Ein-
fluss auf die mittelausbezahlende Einrich-
tung hat.

Die Stiftung Wohlfahrtspflege nRW
findet ihre Rechtsgrundlage im Gesetz
über die Zulassung öffentlicher Spielban-
ken im land nordrhein-Westfalen
(SpielbG nW). Danach wird die Stiftung
Wohlfahrtspflege nRW als eine rechtsfähi-
ge Stiftung des öffentlichen Rechts geführt
(§ 9 SpielbG nW), also als eine Verwal-
tungseinheit, die in der Regel durch Gesetz
oder aufgrund eines Gesetzes gegründet
wird und die mit dem Kapital oder Sach-
stand bestimmte Aufgaben der öffentli-
chen Verwaltung und unter der Aufsicht
des Staates erfüllt. nach § 10 SpielbG nW
handelt es sich bei den Mitteln der Stiftung
um solche aus der Spielbankabgabe. Die
Stiftung untersteht nach § 14 SpielbG nW
der Aufsicht des für Soziales zuständigen
Ministers. Für das Haushaltsrecht der Stif-
tung gilt nach § 14 Abs. 2 SpielbG nW die
landeshaushaltsordnung. Mitglieder des
Stiftungsrates sind nach §  12 Abs. 1
SpielbG nW unter anderem je ein Mit-
glied des Innenministeriums, des Finanz-
ministerium sowie des für Soziales zustän-
digen Ministeriums.

Es dürfte damit insgesamt davon auszu-
gehen sein, dass es sich um aus staatlichen
Mitteln gewährte Beihilfen handelt. 

2.�Unternehmen

Der Begriff des Unternehmens umfasst
sowohl nicht gemeinnützige als auch
gemeinnützige juristische Personen und
meint jede Tätigkeit, die darin besteht,
Dienstleistungen auf einem Markt anzu-
bieten. Als Trägerin einer Pflegeeinrich-

tung, die Pflegeleistungen für pflegebe-
dürftige Menschen gegen Bezahlung
anbietet und damit eine wirtschaftliche
Tätigkeit ausübt, ist die gGmbH ein Unter-
nehmen im Sinne von Art. 107 Abs. 1
AEUV.

3.�Begünstigung

Auch vom Vorliegen einer Begünstigung
bestimmter Unternehmen im Sinne von
Art. 107 Abs. 1 AEUV ist auszugehen. Eine
Begünstigung liegt vor, wenn der Begüns-
tigte keine marktgerechte Gegenleistung
erbringt: das Unternehmen also einen wirt-
schaftlichen Vorteil erhält, den es unter
normalen Marktbedingungen nicht erhal-
ten hätte. Die Mittel der Stiftung Wohl-
fahrtspflege werden ohne Rückzahlungs-
verpflichtung und ohne finanzielle
Gegenleistung zum Beispiel in Form von
Darlehenszinsen gewährt. Ein privater
Investor würde der gGmbH keine
Zuschüsse zu den Investitionskosten in
dieser Form gewähren. Insofern stellt die
fragliche Förderung der Stiftung Wohl-
fahrtspflege nRW eine Begünstigung der
gGmbH dar.

4.�Selektivität

Es handelt sich auch um eine Begünsti-
gung bestimmter Unternehmen (Selektivi-
tät). Dies wäre nur dann nicht gegeben,
wenn die Zuwendung eine Förderung dar-
stellt, die allen Dienstleistungsanbietern
zu gleichen Bedingungen zugänglich wäre.
Die Stiftung Wohlfahrtspflege fördert laut
ihren Vergaberichtlinien nur soziale
 Einrichtungen und Maßnahmen freier
gemeinnütziger Träger, wenn diese selbst
der Arbeitsgemeinschaft der Spitzenver-
bände der Freien Wohlfahrtspflege des
landes nRW angehören oder einem die-
ser Spitzenverbände angeschlossen sind.
Fördervoraussetzung ist des Weiteren, dass
die geförderte Einrichtung im land nRW
liegt. Einrichtungen und Maßnahmen
außerhalb des landes nRW werden nur
gefördert, wenn der Träger seinen Sitz im
land nRW hat und die Verwirklichung der
Maßnahme im erheblichen Stiftungsinte-
resse liegt.

5.�Wettbewerbsverfälschung

Eine potenzielle Wettbewerbsverfäl-
schung besteht darin, dass die Wettbe-
werbsfähigkeit der gGmbH durch die För-
derung der Investitionskosten durch die
Stiftung Wohlfahrtspflege nRW gegen-
über anderen Anbietern von Pflege für
junge pflegebedürftige Menschen, deren
Investitionskosten nicht bezuschusst wer-
den, gestärkt wird. Inwieweit sich die Wett-
bewerbsverfälschung tatsächlich auswirkt,
entfaltet keine Relevanz. Eine „Spürbar-
keit“ der Wettbewerbsverfälschung wird
nämlich nicht verlangt. 

6.�Binnenmarktrelevanz

Damit eine Beeinträchtigung des Handels
zwischen den Mitgliedstaaten vorliegt,  
ist es erforderlich, dass sich die Beihilfe
nicht ausschließlich auf den Wettbewerb
innerhalb eines Mitgliedstaates auswirkt.
Eine Beeinträchtigung muss allerdings
nicht nachgewiesen werden. Ausreichend
ist eine  mögliche Auswirkung auf den
 zwischenstaatlichen Handel. Das Kriteri-
um wird grundsätzlich sehr weit ausge -
legt.

Ist eine Zuwendung nach Art und
Umfang per se nicht geeignet, den freien
Wettbewerb oder den Handel zwischen
den EU-Mitgliedstaaten zu beeinträchti-
gen, liegt keine Beihilfe im Sinne von Art.
107 AEUV vor. Dies wäre zum Beispiel
der Fall, wenn die betreffende Einrichtung
nachweislich nur einen regionalen Ein-
zugsbereich bedient beziehungsweise
bedienen wird (sogenannte Tätigkeiten
mit lokalem Bezug). Die nachfrage nach
der Dienstleistung darf also keinen grenz-
überschreitenden  Charakter haben. In die-
sem Fall müssen allerdings vergleichbare
Einrichtungen verfügbar sein. Damit muss
sichergestellt sein, dass die fragliche Ein-
richtung keine Personen aus anderen Mit-
gliedstaaten anlocken würde, wenn sie auf-
grund öffentlicher Förderung niedrigere
Preise anbietet.

Eine Binnenmarktrelevanz wird auch
dann ausgeschlossen, wenn eine Beihilfe
einen bestimmten Gesamtbetrag von
200.000 Euro innerhalb von drei Jahren
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nicht übersteigt (allgemeine De-minimis-
Verordnung). 

Ein Ausschluss der Binnenmarktrele-
vanz ist konkret aufgrund der beantragten
Förderhöhe über die De-minimis-Verord-
nung nicht möglich. Denkbar wäre aller-
dings, dass die Förderung unter die speziel-
le De-minimis-Verordnung für DAWI fällt,
deren Schwellenwert 500.000 Euro in drei
Steuerjahren beträgt. Da allerdings nicht
ausgeschlossen ist, dass die gGmbH im
fraglichen Zeitraum neben der Förderung
durch die Stiftung Wohlfahrtspflege nRW
weitere beihilfenrechtlich relevante
Zuwendungen erhalten hat, kann die För-
derungen insgesamt über der De-minimis-
Schwelle liegen.

Auch ein Ausschluss aufgrund einer
Einordnung als Tätigkeit mit lokalem
Bezug erscheint aufgrund des erforderli-
chen nachweises, dass nur ein regionaler
Einzugsbereich bedient wird, schwierig.
Ob tatsächlich ausgeschlossen werden
kann, dass keine Personen aus anderen
Mitgliedstaaten Interesse an der Pflege-
einrichtung zeigen, ist nämlich fraglich.
Der ausschließlich regionale Bezug wurde
von der Europäischen Kommission bisher
beispielsweise im Beschwerdeverfahren
„Freizeitbad Dorsten“ bejaht. Dort konn-
te gutachterlich nachgewiesen werden,
dass das Bad lediglich von Bewohner(in -
ne)n im Umkreis von 50 Kilometern
genutzt wird. Die in diesem Fall nächstlie-
gende niederländische Grenze ist weiter
entfernt. 

Inwieweit im konkreten Fall tatsächlich
eine Binnenmarktrelevanz vorliegt, ist
schwer zu beantworten. Da eine Beein-
trächtigung nur möglich sein und nicht
nachgewiesen werden muss und da das
Kriterium sehr weit auszulegen ist, ist im
Zweifel von einer Binnenmarktrelevanz
auszugehen.

Auch wenn es insgesamt begrüßens-
wert wäre, wenn die Binnenmarktrelevanz
verneint werden könnte und damit keine
Beihilfe im Sinne des Gemeinschaftsrechts
vorliegen würde, so kann dies im Ergeb -
nis offen bleiben. In jedem Fall kann  
eine  Vereinbarkeit mit dem Gemein-

schaftsrecht auf der Grundlage des Frei-
stellungsbeschlusses angenommen werden
(siehe II.).

II.�Art.�106�Abs.�2�AEUV

nach Art. 106 Abs. 2 AEUV gilt eine Bei-
hilfe als mit dem Gemeinsamen Markt
 vereinbar, wenn sie den Zweck hat, Dienst-
leistungen von allgemeinem wirtschaft -
lichen Interesse zu fördern. Im Frei -
stellungsbeschluss der Europäischen
Kommission wurden die Kriterien für die
Anwendung von Art. 106 Abs. 2 AEUV
konkretisiert. Unseres Erachtens fällt die
fragliche Förderung der Stiftung Wohl-
fahrtspflege nRW an die gGmbH unter
die Freistellungsentscheidung mit der Fol-
ge, dass eine Genehmigung der Förderung
durch die Europäische Kommission (noti-
fizierung) nicht erforderlich ist.

nach dem Freistellungsbeschluss
kommt es darauf an, dass bei der Übertra-
gung der Aufgaben von allgemein wirt-
schaftlichem Interesse an externe kommu-
nale Unternehmen oder Dritte bereits klar
festgelegt sein muss, dass die geförderte
Tätigkeit gemeinwohlorientierten Charak-
ter hat. Zudem darf die staatliche Zuwen-
dung nur die durch die Gemeinwohlver-
pflichtung entstehenden erforderlichen
(netto-)Mehrkosten (gegebenenfalls ein-
schließlich eines angemessenen Gewin-
nes) ausgleichen. Ebenfalls vorab müssen
alle notwendigen Parameter zur Berech-
nung der Ausgleichszahlung bestimmt sein
(Kontrolle der Überkompensierung). Die-
se Ausnahmeregelung gilt grundsätzlich
für alle Bereiche der sozialen Arbeit, auch
für Pflegeeinrichtungen, solange diese
Dienstleistungen wirtschaftlicher natur
sind. Im Detail sind folgende Kriterien
maßgeblich:

1.�Anwendungsbereich

Zunächst einmal liegt die Erbringung von
Dienstleistungen für junge pflegebedürfti-
ge Menschen zweifellos im Anwendungs-
bereich des Freistellungsbeschlusses (vgl.
Art. 2, Abs. 1 c) Freistellungsbeschluss).
Auf die Höhe der Ausgleichszahlung
kommt es mithin nicht an.

2.�Betrauungsakt

Weiterhin muss ein Betrauungsakt für die
Erbringung der Dienstleistung von all -
gemeinem wirtschaftlichem Interesse
(gemeinwohlorientiertes Interesse) vorlie-
gen. Der Betrauungsakt ist an eine konkre-
te Einrichtung gerichtet und bestimmt Art
und Dauer der zu übertragenen sozialen
Aufgabe. Er kann in Form eines Verwal-
tungsaktes erfolgen, ebenso als öffentlich-
oder privatrechtlicher Vertrag. Entschei-
dend ist die Rechtsverbindlichkeit. Er
muss die Parameter für die Berechnung,
Überwachung und etwaige Änderung der
Ausgleichszahlung enthalten.

a)�gemeinwirtschaftliches,�

gemeinwohlorientiertes�Interesse

Grundsätzlich wird man davon ausgehen
müssen, dass die Versorgung von pflegebe-
dürftigen Menschen nach Maßgabe der
sozialen Pflegeversicherung ein gemein-
wirtschaftliches Interesse darstellt (vgl.
§§ 1, 4 SGB XI).

Die gGmbH ist dem Caritasverband für
das Bistum Essen e.V. als zuständigem
Spitzenverband der freien Wohlfahrtspfle-
ge angeschlossen und orientiert sich in
ihrem Handeln an den Grundsätzen der
christlichen Sozialethik und der Sozialleh-
re der katholischen Kirche. Sie stellt dem
christlichen Menschenbild folgend den
Menschen mit seinen körperlichen, seeli-
schen und sozialen Bedürfnissen, seinen
Ressourcen und seinem sozialem Umfeld
immer in den Mittelpunkt ihres Handelns.
Daher sieht sie sich verpflichtet, den ihr
anvertrauten Menschen qualifizierte Pfle-
ge, soziale Betreuung, umfassende Thera-
pie und Begleitung anzubieten. Ihr Ziel ist
es, ihnen ein leben in selbstbestimmter
Teilhabe verbunden mit einem Höchstmaß
an lebensqualität zu ermöglichen. Im
Rahmen des Pflegeversicherungsgesetzes
erbringt die gGmbH diesbezüglich die zwi-
schen ihr und den Kostenträgern verbind-
lich vereinbarten Dienstleistungen.

Im konkreten Vorhaben, für das die
Förderung beantragt wird, stehen junge
pflegebedürftige Menschen im Fokus. Die-
se Klientel hat Bedürfnisse an die Raum-
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orientierten (pastoralen) Ange boten.
Aus dem Selbstverständnis der gGmbH
gehören diese ergänzenden leistungen
mit zu einer grundlegenden Daseinsvor-
sorge, die nicht oder nur teilweise im Rah-
men des Pflegeversicherungsgesetzes refi-
nanzierbar sind. Sie sind Gegenstand des
gemeinwohlorientierten Interesses.

b)�Betrauungsakt

Bezogen auf Pflegeeinrichtungen kann im
Versorgungsvertrag nach § 72 SGB XI in
Verbindung mit den Förderbescheiden auf
der Grundlage des landespflegegesetzes
nRW ein Betrauungsakt gesehen werden.
Der Vertrag und die Bescheide geben wie-
der, welcher Personenkreis Zielgruppe der
Einrichtung sein wird, und bieten objektiv
und transparent Information darüber, in
welchem Umfang die Förderung der Inves-
titionskosten auf der Grundlage des lan-
despflegegesetzes nRW stattfindet. Ob
der Investitionskostenbescheid eine kon-
krete Aussage dazu macht, welche Kosten
gegebenenfalls nicht refinanziert werden,
wird vom Einzelfall abhängen. Im Zusam-
menhang mit dem Antrag zur Förderung
der Investitionskosten nach landespflege-
gesetz ergibt sich jedenfalls der Betrag, der
die nach landespflegegesetz nicht geför-
derten Kosten beziffert beziehungsweise
beziffern lässt.

Dass bei der Betrauung und der
Zuwendung unterschiedliche Ebenen
beteiligt sind, beim Betrauungsakt die
landesverbände der Pflegekassen und der
überörtliche Träger der Sozialhilfe und bei
der Zuwendung die Stiftung Wohlfahrts-
pflege nRW, ist unschädlich.

c)�Überkompensationskontrolle�

Schließlich muss eine Überkompensation
vermieden werden. Das heißt, der von der
Stiftung Wohlfahrtspflege nRW als Beihil-
fe gewährte Ausgleich darf maximal so
hoch sein, wie zur Deckung der durch die
Erfüllung der Verpflichtung entstandenen
nettokosten erforderlich ist. Die Höhe des
Ausgleichs bemisst sich laut Art. 5 des Frei-
stellungsbeschlusses nach sämtlichen mit
der Erbringung der gemeinwohlorientier-

ten Dienstleistung verbundenen (tatsäch-
lichen) Ausgaben abzüglich der erwirt-
schafteten Erträge (zuzüglich eines ange-
messenen Gewinns). Grundlage einer
ordnungsgemäßen Prüfung ist zumindest
eine Jahresabschlussprüfung. Aufgrund
dieser kann überwacht werden, ob die kal-
kulierten Kosten für die Zuwendung (als
Ausgleich) nicht zu hoch angesetzt wurden
und eine Überkompensation auszuschlie-
ßen ist.

Die Baukosten der geplanten Pflege-
einrichtung werden die nach landespfle-
gegesetz nRW zulässigen maximalen
Investitionskosten übersteigen. Hinzu
kommt, dass die Förderung der Stiftung
Wohlfahrtspflege nRW den nicht über die
Investitionskosten nach landespflegege-
setz nRW refinanzierbaren Bereich nicht
vollständig, sondern nur rund hälftig über-
nehmen würde. Damit dürfte eine Über-
kompensation ausgeschlossen sein.

III.�Ergebnis

Im Ergebnis kann festgehalten werden,
dass die Fördermittel der Stiftung Wohl-
fahrtspflege nRW an die gGmbH eine
Beihilfe nach Gemeinschaftsrecht darstel-
len dürften. Jedenfalls ist die Förderung
nach dem Freistellungsbeschluss der Euro-
päischen Kommission als mit dem Ge -
meinschaftsrecht vereinbar anzusehen und
bedarf daher keiner notifizierung bei der
Europäischen Kommission.

Text von Michael Müller an die neue Rechts -

lage angepasst.

ausstattung einer Einrichtung, die sich in
den gesetzlichen Regelungen, welche die
Rahmenbedingungen für eine Pflegeein-
richtung vorgeben, nicht wiederfinden.
Folge der aktuell maßgeblichen gesetzli-
chen Rahmenbedingungen ist, dass die
Mehrbedürfnisse im Vergleich zu älteren
Pflegebedürftigen nicht refinanziert wer-
den. Die gGmbH ist bereit, für dieses Pro-
jekt – motiviert durch ihre christliche
Werteorientierung – Eigenmittel einzu-
bringen. Diese Mittel reichen allerdings
nicht aus, um das Projekt zu finanzieren.
Vielmehr bedürfen sie der Ergänzung
durch Dritte wie der Stiftung Wohlfahrts-
pflege nRW. Auch wenn die jungen pflege-
bedürftigen Menschen bei der gesetzlichen
Gestaltung nicht entscheidend mitberück-
sichtigt worden sind, so fordert doch schon
das grundgesetzlich verankerte Recht auf
Schutz der Menschenwürde, dass diese
Pflegebedürftigen unter ihnen angemesse-
nen Bedingungen leben können. Genau
dies ist Gegenstand gemeinwohlorientier-
ten Interesses und grundlegender Daseins-
vorsorge.

Darüber hinaus erweitert die gGmbH
den Angebotskatalog zur Erbringung von
leistungen gemäß dem Pflegeversiche-
rungsgesetz im Sinne ihrer oben genann-
ten Werteorientierung zugunsten einer
individuell ausgerichteten, bedürfnisorien-
tierten sowie qualifizierten Versorgung
und Pflege der ihr anvertrauten Menschen
wie folgt:
nSicherung der sozialen Teilhabe der

anvertrauten Menschen durch die aktive
Einbeziehung des (nahen) sozialen
Umfeldes (Angehörige, Freunde),

nergänzende Angebote durch den Einsatz
ehrenamtlich tätiger Helfer(innen) im
Sinne caritativen Handelns,

nanwaltschaftliche Interessenvertretung
der Klient(inn)en gegenüber der Öffent-
lichkeit und den politischen Gremien,

nergänzende, bedarfsadäquate und fach-
lich begründete Gestaltung der Räume
und des Umfeldes der Einrichtung,

nIntegration der Einrichtung in das umge-
bende Gemeinwesen,

nGewährleistung einer Teilhabe an werte -

Dr.�Wilma�Schulze
Froning

Ehemalige�Justitiarin�im
Caritasverband�für�das
Bistum�Essen,�jetzt�
Justitiarin�im�St.�Franzis-
kus-Hospital�Münster
E-Mail:�
wilma.schulzefroning@
sfh-muenster.de
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Christopher�Bangert

FÜR Unternehmensverantwortliche in
der Sozial- und Gesundheitswirtschaft
spielt die europäische Dimension bei
unternehmenspolitischen Entscheidungen
bisher eine eher untergeordnete Rolle. Der
heimische Markt für soziale Dienste gilt als
vom Ausland abgeschottet. Angesichts der
fehlenden Harmonisierung in der Sozial-
gesetzgebung sind Internationalisierungs-
strategien zumindest von gemeinnützigen
Anbietern bisher Mangelware. So geben
lediglich drei Prozent der Caritas-Unter-
nehmen mit mehr als 50 Mitarbeiter(in -
ne)n an, dass sie Dienste und Einrichtun-
gen im Ausland betreiben. 

Den Tatbestand der relativ geringen
Auslandsverflechtung der Sozial- und
Gesundheitswirtschaft nahm die EU-
Kommission zum Anlass, hinsichtlich der
Verbesserung der Rahmenbedingungen
für grenzüberschreitendes Handeln initia-
tiv zu werden. Zu nennen ist hier vor allem
die EU-Dienstleistungsrichtlinie aus dem
Jahr 2006, die auch die Sozial- und Ge -
sundheitswirtschaft betrifft. Diese verfolgt
das Ziel, die bestehenden bürokratischen
Hürden für ins europäische Ausland stre-
bende Dienstleister abzubauen, so dass
zum Beispiel ein Pflegeheimbetreiber aus
Frankreich mit einem geringeren bürokra-

tischen Aufwand eine Einrichtung in
Deutschland errichten kann. 

Gleichzeitig lässt sich die EU-Kommis-
sion konsequent von der Ursprungsidee
des Europäischen Binnenmarktes leiten,
wonach die Abschaffung von Marktbar -
rieren den Wett bewerb fördert und so  
zu Wachstum und Wohlstand  beiträgt. In
der Sozial- und Gesundheitswirtschaft
Deutschlands spielten diesbezügliche EU-
Vorgaben so lange keine wesentliche
 Rolle, wie privatwirtschaftliche Anbieter
 keine oder nur eine untergeordnete
Bedeutung auf dem Sozialmarkt hatten.
Mit der sukzessiven Verwirklichung des
Grundsatzes der Trägerpluralität in den
Sozialgesetzbüchern hat sich eine neue
Konstellation ergeben: Von staatlicher Sei-
te geförderte Unternehmen, die dem
gemeinnützigen Bereich zuzurechnen sind
und neben Steuervorteilen teilweise auch
öffentliche Zuschüsse für Investitionen
und Personal erhalten, konkurrieren
zunehmend mit privatwirtschaftlichen
Unternehmen. Diese haben keine mit der

Der Fall „AWO-Sano“ 
Im Jahr 2004 hat sich ein privater Hotelbetreiber in Norddeutschland beschwert, 

dass die Investitionskostenzuschüsse und Steuervergünstigungen, die eine benachbarte

gemeinnützige Familienferienstätte erhalte, zu Wettbewerbsverzerrungen führen würden. 

Zum�Beispiel�Familien�-
freizeiten:�Wer�in�diesem
Bereich�tätig�ist,�braucht�
eine�saubere�Abgrenzung�
seiner�Gemeinwohl�-
orientierung.
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Gemeinnützigkeit verbundenen Steuer-
vorteile, unterliegen aber auch nicht den
damit verbundenen Auflagen wie der zeit-
nahen Mittelverwendung. 

Im Jahr 2004 kam es erstmals zu einer
Beschwerde eines privaten Unternehmers.
Ein Hotelbetreiber im norden Deutsch-
lands sah in den Investitionskostenzu-
schüssen und den Steuerbegünstigungen,
die eine benachbarte gemeinnützige Fami-
lienferienstätte erhielt, Wettbewerbsver-
zerrungen, die einen Verstoß gegen Art. 87
EG-Vertrag (heute: Artikel 107 AEUV)
darstellen. Die Familienferienstätte der
„AWO Sano“ gGmbH wurde folglich mit
einem Hotelbetrieb verglichen, der eine
ähnliche Klientel anspricht. Die gemein-
nützige Familienferienstätte kann jedoch
aufgrund staatlicher Förderung zu günsti-
geren Bedingungen Unterkünfte anbieten.
Sie war gezwungen, den Beweis anzutre-
ten, dass die staatlichen Vergünstigungen
zu keiner Wettbewerbsverzerrung führen.
Da es sich dabei um einen Präzedenzfall
handelte, erhielt er in der Bundesarbeits-
gemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege
(BAGFW) eine große Öffentlichkeit. 

Bei der Bewertung des Falls wurde das
sogenannte „Altmark Trans“-Urteil (s. S.
13 in diesem Heft) des Europäischen
Gerichtshofs vom 24. Juli 2003 angewen-
det. Demnach ist die staatliche Unterstüt-
zung dann mit dem EU-Wettbewerbsrecht
vereinbar, wenn es sich um einen Ausgleich
für die Erbringung von Dienstleistungen
von allgemeinem wirtschaftlichem Interes-
se handelt. Dies wird an vier Kriterien fest-
gemacht:
1. Betrauungsakt: Das begünstigte Unter-

nehmen ist tatsächlich mit der Erfüllung
gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen
betraut und diese Verpflichtungen sind
klar definiert.

2. nachvollziehbarkeit: Die Parameter,
anhand derer der Ausgleich berechnet
wird, wurden zuvor objektiv und trans-
parent aufgestellt.

3. Keine Überkompensation: Der Aus-
gleich geht nicht über das hinaus, was
erforderlich ist, um die Kosten der Erfül-
lung der gemeinwirtschaftlichen Ver-

pflichtungen unter Berücksichtigung
der dabei erzielten Einnahmen und
eines angemessenen Gewinns aus der
Erfüllung dieser Verpflichtungen ganz
oder teilweise zu decken.

4. Die Höhe des erforderlichen Ausgleichs
wurde auf der Grundlage einer Analyse
der Kosten bestimmt, die ein durch-
schnittliches, gut geführtes Unterneh-
men bei der Erfüllung der betreffenden
Verpflichtungen hätte.

Die EU-Kommission nahm die Vorgabe
des Europäischen Gerichtshofs (EuGH)
auf und erließ am 28. november 2005 die
sogenannte Monti-Entscheidung42. Das
vierte Kriterium des Altmark-Trans-
Urteils fiel dabei weg. Der Hinweis auf die
fehlende Gewinnerzielungsabsicht ge -
mein nütziger Anbieter wie der Caritas
reicht nicht aus, um eine Ausnahme aus
dem Beihilfenrecht in Anspruch nehmen
zu können. Der Unternehmensbegriff, der
dem EU-Beihilfenrecht zugrunde liegt, ist
sehr weit gefasst. Von Unternehmen wird
dann schon gesprochen, wenn (zumindest
theoretisch) auch privat-gewerbliche Wirt-
schaftsteilnehmer entsprechend tätig wer-
den könnten. In der Mehrzahl der Arbeits-
felder der Caritas ist die Anwendbarkeit
des Beihilfenrechts heute wohl zu bejahen.

Wie�fiel�die�Entscheidung�der�Kommis-

sion�im�Falle�der�Beschwerde�aus?43

Zu�Kriterium�1�„Betrauungsakt“:�

Die Gemeinwohlorientierung der Famili-
enferienstätte wurde in einem ersten
Schritt mit dem Verweis auf das Sozialge-
setzbuch VIII beantwortet, das die leis-
tungsrechtliche Grundlage für die Arbeit
der Familienferienstätte ist. Hinsichtlich
der in § 16 SGB VIII enthaltenen, sehr all-
gemein gehaltenen Aufgabe der Förde-
rung der Erziehung in der Familie bestan-
den beim Bundesfamilienministerium
(BMFSFJ) Zweifel, ob dieser öffentliche
Auftrag hinreichend detailliert ausformu-
liert ist. Aus diesem Grund hat das
BMFSFJ in Zusammenarbeit mit der Bun-
desarbeitsgemeinschaft der gemeinnützi-
gen Familienferienstätten einen Katalog
von gemeinwohlorientierten leistungen

erstellt, die von gemeinnützigen Familien-
ferienstätten in Deutschland erbracht wer-
den. Im Unterschied zum gewerblich täti-
gen Hotelier bieten Familienferienstätten
demnach etwa Beherbergungspreise unter
dem ortsüblichen niveau, um auch bedürf-
tigen Familien die nutzung zu ermögli-
chen. Zudem wird pädagogisches Personal
vorgehalten. Mit diesem Kriterienkatalog
konnte der öffentliche Auftrag ausrei-
chend spezifiziert werden. 

Zu�Kriterium�2�„Nachvollziehbarkeit“:

Die Zuwendungsbescheide, mit denen die
Zuschüsse zu den Investitionskosten der in
Frage stehenden gemeinnützigen Famili-
enferienstätte gewährt wurden, wiesen die
konkreten zuwendungsfähigen Investiti-
onskosten aus. Damit stand die Bemes-
sungsgrundlage des Ausgleichs im Vorhi-
nein objektiv und klar fest.

Zu�Kriterium�3�„Keine�

Überkompensation“:

Mittels der von externen Prüfern durchge-
führten Analyse der zeitlich relevanten
Gewinn- und Verlustrechnungen konnte
nachgewiesen werden, dass die gewährten
Investitionszuschüsse nicht über die zur
Deckung der zur Erfüllung der gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtungen erforder-
lichen Kosten hinausgingen. Dies galt auch
unter Einbeziehung der in den betreffen-
den Jahren im Rahmen der Gemeinnützig-
keit empfangenen Steuervergünstigungen.
Ein Gewinn wurde in den fraglichen Jah-
ren nicht erzielt. Gemäß den Monti-Krite-
rien wäre aber auch ein branchenüblicher
Gewinn mit dem EU-Beihilfenrecht ver-
einbar gewesen.

In ihrem Antwortschreiben an den
Beschwerdeführer kommt die Generaldi-
rektion Wettbewerb der Europäischen
Kommission zu dem Urteil, dass die
Zuschüsse zu den Investitionskosten der
„AWO Sano“ gGmbH mit dem Gemeinsa-
men Markt vereinbar sind. Gleichzeitig
weist die Direktion jedoch darauf hin, dass
vom deutschen Staat durch regelmäßige
Kontrollen sicherzustellen ist, dass Famili-
enferienstätten keine Ausgleichszahlun-
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gen erhalten, die über die zur Erfüllung der
Gemeinwohlverpflichtung getätigten Kos-
ten hinausgehen. Dabei werden die erziel-
ten Einnahmen und eine angemessene
Rendite berücksichtigt.

Für den Deutschen Caritasverband war
damit der Fall „AWO Sano“ nicht abge-
hakt, sondern es wurde von Anfang an auf
die Ausstrahlungswirkung dieses Falls hin-
gewiesen. Da auch in anderen Bereichen
der Sozial- und Gesundheitswirtschaft pri-
vat-gewerbliche Anbieter an Bedeutung
gewinnen (zum Beispiel im Pflegebereich,
aber auch in der Jugendhilfe), sind weitere
Beschwerden mit einer ähnlichen Argu-
mentation vorstellbar. Folglich sollte der
Fall „AWO Sano“ einen Selbstvergewisse-
rungsprozess bei den Spitzenverbänden
der Wohlfahrtspflege und ihren Mitglieds-
einrichtungen auslösen. Im Mittelpunkt
steht dabei im Sinne des Kriteriums
„Betrauungsakt“ die Frage, ob Dienste
und Einrichtungen der Caritas glaubhaft
machen können, dass sie über ein gemein-
wohlorientiertes leistungsprofil verfügen
und damit den Erhalt von Zuschüssen und
Steuervergünstigungen, die privaten An -
bietern verwehrt werden, rechtfertigen
können. 

Gleichzeitig war es dem DCV wichtig,
sich konstruktiv in die Diskussion um die
Anwendbarkeit der Monti-Kriterien in der
Sozial- und Gesundheitswirtschaft einzu-
bringen. Folgende Aspekte sind dabei aus
Verbandssicht zentral:
nGenerell gilt: Gemeinnützige Anbieter
sozialer Dienste leisten einen wichtigen
Beitrag zum sozialen Zusammenhalt in der
Gesellschaft. Die Erfüllung dieser Auf -
gaben muss unter angemessenen Rahmen-
bedingungen möglich sein. Auch wenn  
die Dienstleistungen teilweise am Markt
und damit im Wettbewerb erbracht wer-
den, können für soziale Dienstleistungen
nicht die gleichen Rahmenbedingungen
wie für andere gewerbliche Dienstleistun-
gen gelten.
nGrundsätzlich besteht keine Kritik an
Kriterien der Transparenz und den nach-
weispflichten, da sich gemeinnützige
Unternehmen diesen Anforderungen auch

stellen müssen. Es ist aber erforderlich,
dass insgesamt angemessene und verhält-
nismäßige Anforderungen an die nach-
weise gestellt werden. So sollten die in den
Einrichtungen bereits existierenden Ver-
wendungsnachweise oder Bausteine des
Rechnungswesens (zum Beispiel steuer-
rechtliche Jahresabschlüsse wie Gewinn-
und Verlustrechnung oder Einnahmen-/
Aus gabenrechnung) als nachweise aus -
reichen.
nUm übermäßige Bürokratie zu vermei-
den, die insbesondere kleinere und mittle-
re Dienste und Einrichtungen (bis zu 250
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter) schnell
überfordern kann, sollten ferner in Anleh-
nung an die KMU-Verordnung44 größen-
abhängige Erleichterungen eingeführt
werden.
nDie speziellen Rahmenbedingungen in
den einzelnen Mitgliedsländern müssen
bei der Prüfung der Kriterien berücksich-
tigt werden. In Deutschland sind hier das
Gemeinnützigkeitsrecht und die damit
verbundene Steuergesetzgebung (Abga-
benordnung) zu erwähnen. nur gemein-
wohlorientierte Organisationen erhalten
das Recht, den Status der Gemeinnützig-
keit zu tragen. Allerdings erfolgt diese
Betrauung nicht im Voraus wie von den
Monti-Kriterien gefordert, sondern ex post
am Jahresende, wenn das zuständige
Finanzamt den Freistellungsbescheid
erteilt und die damit verbundenen Über-
prüfungen vornimmt. Außerdem ist der
Status nicht nur mit steuerlichen Vergüns-
tigungen verbunden, sondern auch mit
Auflagen. nach § 55 Abs. 1 nr. 5 der Ab -
gabenordnung (AO) gilt das Gebot der
zeitnahen Mittelverwendung. Hiernach
müssen jegliche Mittel einer gemeinnüt -
zigen Organisation spätestens im Jahr nach
dem Zufluss für die satzungsgemäßen
gemeinnützigen Zwecke verwendet wer-
den. Damit kann letztendlich keine Über-
kompensation vorliegen. Eine Überkom-
pensation bei zeitnaher Mittelverwendung
wäre ferner möglich, wenn Überschüsse
„abgeschöpft“ werden. nach §  55 Abs. 2
und 3 AO ist jedoch eine Begünstigung  
von Gesellschaftern, Mitgliedern, Arbeit-

nehmer(inne)n oder Dritten (das heißt
eine Bereicherung von Privatpersonen)
ausgeschlossen, da bei Verstößen gegen
diese Grundsätze eine Organisation ihren
Status „gemeinnützig“ und die damit ver-
bundenen Steuererleichterungen insge-
samt verliert.

Im Zusammenhang mit der Gewährung
von Erleichterungen ist die sogenannte
De-minimis-Verordnung der EU-Kom-
mission zu beachten. Es handelt sich dabei
um eine nicht-branchenspezifische Er -
leichterung, von der auch soziale Anbieter
profitieren. Bisher galt, dass Zuwendun-
gen in Höhe von 200.000 Euro, die ein
Zuschussempfänger in drei Steuerjahren
erhält, keine grenzüberschreitende Bedeu-
tung aufweisen und dementsprechend
nicht als Beihilfen im europarechtlichen
Sinne einzuordnen sind. Diese Schwelle ist
für Daseinsvorsorgedienste von der EU-
Kommission Ende April 2012 auf 500.000
Euro in drei Steuerjahren angehoben
 worden (s. auch S. 17 in diesem Heft).
Damit dürften deutlich mehr Unterneh-
men der Sozial- und Gesundheitswirt-
schaft künftig aus dem Anwendungsbe-
reich des Beihilfenrechts herausfallen als
bisher. Allerdings muss beachtet werden,
dass die Summe der in drei Jahren insge-
samt erhaltenen Zuschüsse aus Sicht des
Gesamtunternehmens berechnet wird und
nicht für einzelne Dienste oder Einrich-
tungen. Bei größeren Baumaßnahmen
oder der Förderung von mehreren Perso-
nalstellen wird die Bagatellgrenze folglich
immer noch relativ schnell „gerissen“. 

inhaltwettbewerb Beschwerdefall
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SEIT VIElEn JAHREn diskutieren
Steuerexperten, ob die in Deutschland
gewährten Steuererleichterungen für
gemeinnützige Körperschaften mit den
Regelungen des europäischen Beihilfen-
rechts vereinbar sind.45 Wie bereits
beschrieben, können aufgrund der weiten
Auslegung des Europäischen Gerichtshofs
und der Europäischen Kommission dem
Beihilfetatbestand des Art. 107 ff. AEUV
grundsätzlich jegliche Subventionen der
öffentlichen Hand und sonstige wirtschaft-
liche Vorteile – wie eben auch Steuer- und
Abgabenerleichterungen – unterfallen.
Auch kann nach Auffassung des EuGH  
die Unternehmereigenschaft nicht allein
aufgrund der fehlenden Gewinnerzie-
lungsabsicht verneint werden.46 Vielmehr
liegt eine wirtschaftliche Tätigkeit bereits
dann vor, wenn Güter und Dienstleistun-
gen auf einem bestimmten Markt ange -
boten werden. 

Im Urteil vom 10. Januar 2006 zu einer
aus der Privatisierung hervorgegangenen
italienischen Bankenstiftung hat der
EuGH erstmals zur Anwendung des EU-
Beihilfenrechts auf das (italienische)
Gemeinnützigkeitsrecht Stellung genom-
men und grundsätzliche Bedenken geäu-
ßert.47 Hieraus kann man nun aber nicht
per se schließen, dass alle Steuererleichte-
rungen gemeinnütziger Körperschaften
grundsätzlich eine notifizierungspflichtige
Beihilfe darstellen. Vielmehr ist nach der
Größe der Organisation, nach den vier
steuerlichen Sphären sowie nach den Steu-
erarten zu differenzieren:

Bei vielen kleineren Organisationen
wird die Summe der nicht erhobenen Steu-
ern und Abgaben vermutlich unter die De-
minimis-Regelung fallen. Bei großen Trä-
gern und bei Körperschaften, die
zusätzlich noch öffentliche Zuschüsse
erhalten, können die Steuererleichterun-
gen des Gemeinnützigkeitsrechts hinge-
gen sehr wohl beihilferelevant sein. 

Steuerliche�Zweckbetriebe
sind�betroffen
Ferner sind nach herrschender Meinung
auch nur die steuerlichen Zweckbetriebe
nach § 66 ff. AO betroffen, also beispiels-
weise Jugendhilfeeinrichtungen, Pflege-
einrichtungen, Mahlzeitendienste, Ret-
tungsdienste oder Einrichtungen für
Menschen mit Behinderung. Die drei
anderen steuerlichen Sphären gemeinnüt-
ziger Körperschaften fallen nicht unter das
europäische Beihilfenrecht: Der ideelle
Bereich sowie die Vermögensverwaltung
stehen nicht im Wettbewerb zu gewerbli-
chen Anbietern, und der Bereich der wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebe unterliegt
bereits der Regelbesteuerung. Gewichtet
man jedoch die vier steuerlichen Sphären,
zum Beispiel nach Einnahmen oder Mitar-
beiterzahl, dann machen gerade die steu-
erlichen Zweckbetriebe einen Großteil
der freien Wohlfahrtspflege aus.

Die Steuererleichterungen der freien
Wohlfahrtspflege sind bezüglich ihrer
 Beihilfenrelevanz auch nach den einzelnen
Steuerarten zu differenzieren. Im Bereich
der Umsatzsteuer sind als wesentliche

Steuererleichterungen die Umsatzsteuer-
befreiungen nach § 4 Umsatzsteuergesetz
(UStG) sowie der ermäßigte Steuer -
satz nach § 12 Abs. 2 nr. 8 UStG zu  
nennen. 

Die Mehrzahl der Umsatzsteuerbefrei-
ungen im Bereich der freien Wohlfahrts-
pflege (wie beispielsweise § 4 nr. 16 UStG
für Pflegeleistungen, § 4 nr. 25 UStG für
leistungen der Jugendhilfe oder § 4 nr. 14
UStG für Heilbehandlungsleistungen)
bezieht sich auf die Tätigkeit und nicht auf
den steuerlichen Status des Dienstleisters.
Die Umsatzsteuerbefreiungen stehen
damit neben gemeinnützigen Körperschaf-
ten grundsätzlich auch gewerblichen
Anbietern offen. Sie wirken daher nicht
selektiv und sind folglich nicht beihilfe -
relevant. 

Anders hingegen die Umsatzsteuerbe-
freiung nach § 4 nr. 18 UStG, die aus-
schließlich gemeinnützige Dienste und
Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege
in Anspruch nehmen können. Allerdings
verliert diese Umsatzsteuerbefreiung auf-
grund der darin enthaltenen Wettbewerbs-
klausel zunehmend an Bedeutung. Auch
die Regelung zum ermäßigten Umsatz-
steuersatz für gemeinnützige Körperschaf-
ten (§ 12 Abs. 2 nr. 8a UStG) enthält seit
einigen Jahren eine Wettbewerbsklausel 48,
so dass man auch diese Regelung nicht
grundsätzlich als unzulässige Beihilfe qua-
lifizieren kann. 

Insgesamt sind die Steuererleichterun-
gen des Umsatzsteuergesetzes im Wesent-
lichen nicht beihilferelevant. nicht zuletzt

Wie passen Gemeinnützigkeit und
Beihilfenrecht zusammen?
Ob die in Deutschland gewährten Steuererleichterungen für gemeinnützige 

Körperschaften mit den Regelungen des europäischen Beihilfenrechts vereinbar sind, 

wird von Steuerexperten rege diskutiert. 
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auch deshalb, weil das deutsche Umsatz-
steuergesetz auf der europäischen Mehr-
wertsteuer-Systemrichtlinie beruht und
diese wohl kaum dem europäischen Beihil-
fenrecht widersprechen wird.

Ertragssteuerbefreiungen werden nach
§ 5 Abs. 1 nr. 9 Körperschaftsteuergesetz
(KStG) beziehungsweise nach § 3 nr. 6
Gewerbesteuergesetz (GewStG) hingegen
ausschließlich gemeinnützigen Körper-
schaften gewährt. Damit wirken sie auf den
ersten Blick selektiv und sind grundsätz-
lich beihilferelevant. Gleiches gilt indirekt
auch für den Übungsleiterfreibetrag nach
§ 3 nr. 26 Einkommensteuergesetz (EStG)
sowie für die Ehrenamtspauschale nach §
3 nr. 26a EStG.

Diese Ertragssteuerbefreiungen kön-
nen jedoch nicht einseitig als eine steuerli-
che Privilegierung gemeinnütziger Diens-
te und Einrichtungen abgetan werden,
denn mit dem Status der Gemeinnützig-
keit sind auch signifikante Restriktionen
verbunden, wie: 
ndas Bekenntnis zur selbstlosen Förde-

rung der Allgemeinheit und die Über-
nahme gemeinwohlorientierter Aufga-
ben, der Verzicht auf Gewinne sowie das
Gebot der satzungsgetreuen Mittelver-
wendung, Vorgaben, die zu einer wesent-
lichen Einschränkung der Handlungs-
freiheit führen;

ndas Gebot der zeitnahen Mittelverwen-
dung und damit erhebliche Beschrän-
kungen bei der Bildung von Rücklagen;

ndas Gewinnausschüttungsverbot an Mit-
glieder und Gesellschafter, das die Mög-
lichkeiten der Eigenkapitalfinanzierung
(zum Beispiel durch die Aufnahme von
Venture-Kapital) erheblich einschränkt;

ndie Einschränkung der unternehmeri-
schen Handlungsfähigkeit durch die
gemeinnützige Vermögensbindung, die
nur durch eine kaum finanzierbare
nachversteuerung beendet werden
kann;

ndas Verbot der Quersubventionierung
aus dem gemeinnützigen Bereich in wirt-
schaftliche Geschäftsbetriebe, das unter
anderem eine Einschränkung der unter-
nehmerischen Freiheit darstellt;

ndie in der Regel deutlich längeren Bin-
dungszeiten bei Investitionskostenzu-
schüssen.

Gemeinnützige Körperschaften der freien
Wohlfahrtspflege agieren folglich zwar oft
im Wettbewerb mit gewerblichen Anbie-
tern, sie unterliegen jedoch bei ihrer
 wirtschaftlichen Tätigkeit einer Vielzahl
normativer Vorgaben, die mit den Rah-
menbindungen gewerblicher Anbieter
nicht vergleichbar sind.

nach Art. 106 Abs. 2 AEUV sind bei
Unternehmen, die mit Dienstleistungen
von allgemeinem wirtschaftlichem Interes-
se betraut sind, Ausnahmen von der
 notifizierungspflicht möglich. Die Voraus-
setzungen hierfür sind im Freistellungsbe-
schluss49 konkretisiert, den die Europäi-
sche Kommission im Anschluss an das
„Altmark Trans“-Urteil50 erlassen hat (s.
auch S. 13 in diesem Heft). Hiernach sind
öffentliche Zuwendungen zulässig, sofern
sie als Ausgleich für Gemeinwohlaufgaben
gewährt werden. Da gemeinnützige Kör-
perschaften nach § 51ff. AO ausschließlich
und unmittelbar per Gesetz definierte
gemeinnützige und damit dem Allgemein-
wohl dienende Zwecke erfüllen, können
die Steuererleichterungen des Gemeinnüt-
zigkeitsrechts durchaus als Ausgleich für
die damit verbundenen Restriktionen und
nachteile gewertet werden. 

Wenig�kompatibel�zum
�deutschen�Steuerrecht
Problematisch hierbei ist jedoch, dass die
Vorgaben des Freistellungsbeschlusses
zum deutschen Steuerrecht wenig kom -
patibel sind. So fehlt es bereits an einer
Betrauung, denn die Gemeinnützigkeit
einer Organisation wird nicht im Voraus
mit einem Grundlagenbescheid festge-
stellt, sondern letztendlich ex post durch
einen Körperschaftsteuer- beziehungswei-
se einen Freistellungsbescheid. Auch kann
die zukünftige Steuerersparnis nicht im
Voraus beziffert und dem Aufwand aus  
der Gemeinwohlverpflichtung gegenüber-
gestellt werden. Um das deutsche Ge -
meinnützigkeitsrecht auch im Hinblick auf
das EU-Beihilfenrecht „europatauglich“

zu machen, müsste die Entscheidung  
der Kommission entsprechend angepasst
 werden.

Im September 2011 hat sich der EuGH
nun erneut zur Beihilferelevanz von Steu-
ervorteilen geäußert.51 nach Auffassung
des Gerichts begründen die in Frage
gestellten Ertragssteuerbefreiungen für
italienische Agrar-, Erzeuger- und Arbeits-
genossenschaften nur dann eine „staatli-
che Beihilfe“, wenn alle Tatbestandsmerk-
male des Art. 107 ff. AEUV – insbesondere
die Selektivität – erfüllt sind. Hierfür  
hat das nationale Gericht anhand der
natur oder des allgemeinen Aufbaus des
italienischen Steuersystems festzustellen,
ob sich die in Rede stehenden Genossen-
schaften tatsächlich in einer lage befin-
den, die mit der von gewinnorientierten
Wirtschaftsteilnehmern vergleichbar ist.
Der EuGH hat somit Steuererleichterun-
gen für non-Profit-Unternehmen nicht
generell als staatliche Beihilfe qualifiziert,
sondern lässt sehr wohl Spielraum für eine
differenzierte Betrachtung. Insbesondere
kommt es nach Auffassung des EuGH auf
die jeweiligen Rahmenbedingungen an.
Diese unterscheiden sich im Bereich der
freien Wohlfahrtspflege sehr wohl von
den  Rahmenbedingungen privat-gewerbli-
cher Anbieter, so dass die Erleichterungen
des deutschen Gemeinnützigkeitsrechts
durch aus mit dem EU-Beihilfenrecht ver-
einbar sein können. Die weitere Entwick-
lung wird nun entscheidend davon abhän-
gen, ob und wie die EU-Kommission diese
Problematik zukünftig aufgreifen wird. 

Lucia�Gutmann

Leiterin�des�Referats
�Finanz-�und�Rechnungs-
wesen�beim�DCV,�Freiburg
E-Mail:�lucia.gutmann@
caritas.de
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DAS BEIHIlFEnRECHT ist auch dort
zu beachten, wo Caritas-Unternehmen
Projektmittel erhalten, die nicht aus-
schließlich aus Töpfen der Europäischen
Union stammen. Relevant ist dies etwa für
Träger, die mit Mitteln aus europäischen
Strukturfonds (Europäischer Sozialfonds
(ESF), auch in der Richtlinie „Rücken-
wind“; Euro päischer Fonds für regionale
Entwicklung (EFRE); Europäischer land-
wirtschaftsfonds für die Entwicklung des
ländlichen Raumes (ElER)) arbeiten, da
dort immer auch nationale Mittel enthalten
sind. Betroffene Träger sollten bei der Pro-
jektfinanzierung vor allem folgende Instru-
mente des Beihilfenrechts im Blick haben:
nRegelungen zur sogenannten „De-mini-

mis-Beihilfe“; 
nAllgemeine Gruppenfreistellungsver-

ordnung (AGFVO).
Dabei geht es im Grundsatz um die Förde-
rung von „Unternehmen“. Relevant für die
Förderung ist die Frage nach der Unter -
nehmensgröße. Unterschieden wird bei
den geförderten Unternehmen nach
Kleinst- oder Kleinunternehmen, mittleren
Unternehmen oder Großunternehmen.
Die meisten EU-Strukturfondsprogramme
kon zentrieren die Förderung auf den
Bereich der Kleinstunternehmen sowie der
kleinen und mittleren Unternehmen
(KMU). Förderungen von Großunterneh-
men sind in der Regel von den Mitglied-
staaten vorab bei der Kommission anzuzei-
gen. Es sei denn, es liegen die im Weiteren
erwähnten Ausnahmeregelungen vor.

De-minimis-Beihilfe

Mittlerweile findet sich in vielen Richtlini-
en des Bundes und der länder zu aus EU-

Strukturfonds finanzierten Programmen
Hinweise darauf, dass die De-minimis-Bei-
hilferegelung in Anwendung zu bringen ist.
Ist dies der Fall, so bescheinigt die Bewilli-
gungsbehörde mit der sogenannten „De-
minimis-Bescheinigung“ den Subventions-
wert. Die begünstigten Träger müssen
bescheinigen, dass sie den Höchstbetrag an
Zuwendungen im maßgeblichen Zeitraum
noch nicht ausgeschöpft haben. Wenn der
zulässige Höchstbetrag überschritten wird,
muss die Beihilfe in voller Höhe zurückge-
zahlt werden. Die De-minimis-Beihilfe
darf nicht mit anderen Beihilfen für diesel-
be förderfähige Maßnahme kumuliert
werden, wenn dadurch zum Beispiel die
Höchstförderintensität der AGFVO (s.u.)
überschritten wird.

Allgemeine�Gruppenfreistellungs�-

verordnung

Die EU-Kommission gibt mit dieser Ver-
ordnung grünes licht für solche Beihilfen,
die eindeutig mit dem Gemeinsamen
Markt im Einklang stehen und der Wett -
bewerbsfähigkeit und Innovationsfähig-
keit von Unternehmen dienen. Es werden
Ausnahmeregelungen für ganze Katego-
rien von Beihilfen genehmigt, die nicht
mehr von den Mitgliedstaaten bei der
Kommission angezeigt werden müssen.
Damit wird der bürokratische Aufwand für
Zuwendungsgeber und -empfänger ver -
ringert.

Bezieht sich eine Bundes- oder länder-
richtlinie auf die AGFVO, so enthält diese
einen ausdrücklichen Hinweis auf die Ver-
ordnung, ähnlich wie bei der De-minimis-
Beihilfe. Die AGFVO umfasst folgende
Beihilfen:

nRegionalbeihilfen;
nInvestitions- und Beschäftigungsbeihil-

fen für KMU;
nBeihilfen für Unternehmerinnentum;
nUmweltschutzbeihilfe;
nKMU-Beihilfen für die Inanspruchnah-

me von Beratungsdiensten und für die
Teilnahme an Messen;

nRisikokapitalbeihilfen;
nBeihilfen für Forschung, Entwicklung

und Innovation;
nAusbildungsbeihilfen;
nBeihilfen für benachteiligte und behin-

derte Arbeitnehmer(innen).

Unternehmensgröße

Für die Berechnung der Beihilfeintensität
muss der Träger zunächst klären, welcher
Unternehmensgröße er zuzuordnen ist oder
aus welcher Unternehmensgröße die Pro-
jektteilnehmer(innen) kommen. Dabei sind
drei Kategorien zu beachten: Mitarbeiter-
zahl, Jahresumsatz und Jahresbilanzsumme.

Die Schwellenwerte für die Mitarbei-
terzahl sind unbedingt zu beachten, wäh-
rend es darüber hinaus den KMU freisteht,
entweder den Schwellenwert für den
Umsatz oder den für die Bilanzsumme ein-
zuhalten. KMU müssen die Obergrenzen
nicht in beiden Fällen einhalten und verlie-
ren ihren KMU-Status nicht bei Über-
schreitung von nur einem der beiden
Schwellenwerte.

Die von der EU-Kommission definier-
ten Unternehmenskategorien unterschei-
den sich folgendermaßen:
nKleinstunternehmen:

– weniger als zehn Mitarbeiter
– Jahresumsatz oder Jahresbilanzsum-

me weniger als zwei Millionen Euro

Wenn das Geld für Projekte 
nicht nur von der EU kommt
Inwiefern bei der Finanzierung von Projekten das Beihilfenrecht zu beachten ist.

dffuduff-
sudffus

projektförderungRegelungen
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nKleines Unternehmen:
– weniger als 50 Mitarbeiter
– Jahresumsatz oder Jahresbilanzsum-

me weniger als zehn Millionen Euro
nMittleres Unternehmen:

– weniger als 250 Mitarbeiter
– Jahresumsatz weniger als 50 Millio-

nen Euro oder Jahresbilanzsumme
weniger als 43 Millionen Euro

nGroßunternehmen:
– mehr als 250 Mitarbeiter
– Jahresumsatz höher als 50 Millionen

Euro oder Jahresbilanzsumme höher
als 43 Millionen Euro

Bei der Berechnung der Mitarbeiterzahl
werden Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigte
sowie Saisonarbeitskräfte berücksichtigt.
nicht mitzuzählen sind Auszubildende
oder Personen in Elternzeit.

Die Mitarbeiterzahl wird in Jahresar-
beitseinheiten (JAE) angegeben. Eine
JAE bildet jede Vollzeitarbeitskraft, die
während des gesamten Berichtsjahres im
betreffenden Unternehmen tätig ist. Bei
Teilzeit- und Saisonarbeitskräften sowie
für Personen, die nicht das gesamte Jahr
arbeiten, ist jeweils der entsprechende
Bruchteil einer JAE zu zählen.

Bei der Berechnung des Jahresumsat-
zes werden die Verkaufs- und Dienstleis-
tungserlöse berücksichtigt, die das Unter-
nehmen während des betreffenden Jahres
unter Berücksichtigung aller Erlösschmä-
lerungen erzielt hat, ausgenommen der
Mehrwertsteuer. Die Jahresbilanzsumme
bezieht sich auf die Hauptvermögenswer-
te des Unternehmens.

Meist handelt es sich bei den zu för-
dernden Unternehmen um eigenständige
Unternehmen, bei denen die Schwellen-
werte leicht festzustellen sind. Kennzeich-
nend sind folgende Kriterien:
nDas Unternehmen ist nicht an anderen

Unternehmen beteiligt und es gibt keine
Beteiligung anderer Unternehmen an
diesem Unternehmen, oder

ndas Unternehmen hält weniger als 25
Prozent des Kapitals oder der Stimm-
rechte (bei Berücksichtigung des jeweils
höheren Anteils) an einem oder mehre-
ren Unternehmen, oder andere Unter-

nehmen halten weniger als 25 Prozent
des Kapitals oder der Stimmrechte an
diesem Unternehmen.

Anders verhält es sich bei sogenannten
„Partnerunternehmen“ oder „verbunde-
nen Unternehmen“:
nPartnerunternehmen:

Das Unternehmen
hält mindestens 25
Prozent, jedoch nicht
mehr als 50 Prozent an
einem anderen Unter-
nehmen, und/oder ein
anderes Unternehmen
hält mindestens 25
Prozent, jedoch nicht
mehr als 50 Prozent an
diesem Unternehmen.

nVerbundene Unter-
nehmen: Diese Form
finden wir oft in
Unternehmensgruppen. Typisch sind
hier die zu 100 Prozent im Besitz der
Muttergesellschaft befindlichen Tochter-
gesellschaften. Zwei oder mehrere
Unternehmen sind in diesem Fall mitei-
nander verbunden, wenn folgende Krite-
rien gegeben sind:
– Das Unternehmen hält mehr als 50

Prozent der Stimmrechte der Aktio-
näre oder Gesellschafter in einem
anderen Unternehmen, und/oder ein
anderes Unternehmen hält mehr als
50 Prozent an diesem Unternehmen.

– Ein Unternehmen ist berechtigt, die
Mehrheit der Mitglieder des Verwal-
tungs- leitungs- oder Aufsichtsgre-
miums eines anderen Unternehmens
zu bestellen oder abzuberufen.

– Ein Unternehmen kann aufgrund eines
zwischen den Unternehmen geschlos-
senen Vertrags oder durch eine Klausel
in der Satzung eines der Unternehmen
einen beherrschenden Einfluss auf das
andere/die anderen Unternehmen aus-
üben.

– Ein Unternehmen kann kraft einer
Vereinbarung die alleinige Kontrolle
über die Mehrheit der Stimmrechte der
Aktionäre oder Gesellschafter in
einem anderen Unternehmen ausüben.

Berechnungsbeispiele�für�Mitarbeiter-

zahl�und�Finanzangaben�in�Partner�-

unternehmen�und�verbundenen�Unter-

nehmen�(s.�Kasten�unten):

Bei allen Schwellenwerten ist der letzte
durchgeführte Jahresabschluss relevant.

Anreizeffekt

nach der AGFVO sind nur solche Beihil-
fen zulässig, die einen Anreizeffekt haben.

Bei KMU wird dieser immer dann
angenommen, wenn der Antrag vor
Beginn des Vorhabens gestellt wurde. Bei
Großunternehmen ist der Anreizeffekt
explizit nachzuweisen. 

Bei Beihilfen in Form von lohnkosten-
zuschüssen für benachteiligte oder behin-
derte Arbeitnehmer(innen) wird der
Anreizeffekt angenommen, wenn die Bei-
hilfe zu einem nettozuwachs dieser Perso-
nengruppe im begünstigten Unternehmen
führt.

Beihilfeberechnungen�anhand�des�aus

dem�ESF�geförderten�Programms

�„Rückenwind�–�für�die�Beschäftigten�

in�der�Sozialwirtschaft“

Das ESF-Programm „Rückenwind“ (s. Kas-
ten S. 34) fördert Personalentwicklungs -
projekte in der gemeinnützigen  Sozial -
wirtschaft. Im Mittelpunkt der Förderung
stehen die sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigten in den Unter nehmen. In
Anwendung kommen die Regelungen der
AGFVO für Ausbildungsbeihilfen sowie
für Beihilfen für benachteiligte und behin-
derte Arbeitnehmer(in nen).

Partnerunternehmen:

Unternehmen�A�hält�30�%�an�Unternehmen�B�und�40�%�an�Unterneh-

men�C,�während�Unternehmen�D�einen�Anteil�von�25�%�an�Unterneh-

men�A�hält:

100�%�von�A�+�25�%�von�D�+�30�%�von�B�+�40�%�von�C

Verbundene�Unternehmen:

Unternehmen�A�hält�51�%�an�Unternehmen�B�und�100�%�an�Unterneh-

men�C,�während�Unternehmen�D�einen�Anteil�von�60�%�an�Unterneh-

men�A�hält.�Da�der�gehaltene�Anteil�in�jedem�der�Fälle�mehr�als�50�%

beträgt,�wird�bei�der�Berechnung�auf�100�%�der�Wirtschaftsdaten�je-

des�der�vier�Unternehmen�zurückgegriffen:

100�%�von�A�+�100�%�von�B�+�100�%�von�C�+�100�%�von�D.

inhaltprojektförderung Regelungen
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Bei der Berechnung des jeweils zulässi-
gen Höchstfördersatzes, der sogenannten
Beihilfehöchstintensität, sind drei Krite-
rien anzuwenden:
1. Art der Maßnahme;
2. Größe des Unternehmens, das Teilneh-

mende entsendet;
3. Merkmale der Teilnehmenden.

Art�der�Maßnahme

Bei den Ausbildungsbeihilfen wird unter-
schieden zwischen allgemeinen und spezi-
fischen Maßnahmen:
nAllgemeine Maßnahmen sind Maßnah-
men, die vom Inhalt her nicht ausschließlich
oder in erster linie den gegenwärtigen oder
zukünftigen Arbeitsplatz des Beschäftigten
in dem begünstigten Unternehmen betref-
fen, die aber Qualifikationen vermitteln, die
in hohem Maß auf andere Unternehmen
und Arbeitsfelder übertragbar sind.
nSpezifische Maßnahmen sind Maßnah-
men, die vom Inhalt her in erster linie
unmittelbar den gegenwärtigen oder
zukünftigen Arbeitsplatz des Beschäftigten
im dem begünstigten Unternehmen betref-

fen, die aber Qualifikationen vermitteln,
die in hohem Maß auf andere Unterneh-
men und Arbeitsfelder übertragbar sind.

Größe�des�entsendenden�Unternehmens

Es wird nach kleinen, mittleren und Groß-
unternehmen unterschieden. Dabei
kommt es darauf an, aus welcher Unter-
nehmensgröße der einzelne Teilnehmende
kommt. So kann es sich beispielsweise bei
einem durchführenden Träger durchaus
um ein mittleres Unternehmen handeln,
aber die Teilnehmenden an seinen Qualifi-
zierungsmaßnahmen kommen auch aus
kleinen und großen Unternehmen. Hier ist
die individuelle Beihilfehöchstintensität
jedes einzelnen Teilnehmenden zu berück-
sichtigen, um die Beihilfehöchstintensität
für das Projekt zu berechnen.

Benachteiligte�Arbeitnehmer(innen)

Benachteiligte Arbeitnehmer(innen) kön-
nen Personen sein, die
nüber keinen Abschluss der Sekundarstu-

fe II beziehungsweise keinen Berufsab-
schluss verfügen;

nälter als 50 Jahre sind;
nals Erwachsene alleine leben und min-

destens einer Person unterhaltspflichtig
sind;

nAngehörige einer ethnischen Minder-
heit sind;

nnach nationalem Recht als Behinderte
gelten, oder Personen mit einer aner-
kannten körperlichen, geistigen oder
seelischen Beeinträchtigung.

Berechnung�der�Fördersätze/Beihilfe-

höchstintensität

Der Berechnung der Beihilfehöchstinten-
sität für ein Projekt liegt die teilnehmerbe-
zogene Beihilfeintensität zugrunde:

Werden in einem Projekt auch behinderte
oder benachteiligte Beschäftigte geför-
dert, so kann für diese Personen die indivi-
duelle Beihilfehöchstintensität um zehn
Prozent erhöht werden, jedoch auf maxi-
mal 80 Prozent.

Da die maximale Zuschusshöhe für ein
ESF-Projekt bei 75 Prozent liegt, werden
über diesem Satz liegende Berechnungen
nicht berücksichtigt (s. Beispielberechnun-
gen links).

Insgesamt darf der Schwellenwert eines
einzelnen Ausbildungsvorhabens/-projek-
tes zwei Millionen Euro nicht übersteigen.

Beispielberechnungen:

An�einer�allgemeinen�Maßnahme�nehmen�100�Beschäftigte�teil,�davon�20�aus�kleinen�Unter-

nehmen,�70�aus�mittleren�Unternehmen�und�10�aus�großen�Unternehmen.

Die�Beihilfehöchstintensität�(Fördersatz)�berechnet�sich�wie�folgt:

[(20�x�80�%)�+�(70�x�70�%)�+�(10�x�60�%)]�/�100�Beschäftigte�=�71�%�Fördersatz

An�einer�allgemeinen�Maßnahme�nehmen�100�Beschäftigte�teil,�davon�20�aus�kleinen�Unter-

nehmen�(davon�2�benachteiligte�Beschäftigte),�70�aus�mittleren�Unternehmen�(davon�20�be-

nachteiligte�Beschäftigte)�und�10�aus�großen�Unternehmen�(davon�5�benachteiligte�Beschäf-

tigte).�Da�die�benachteiligten�Beschäftigten�aus�den�kleinen�Unternehmen�den�maximalen

Fördersatz�von�80�%�schon�erreicht�haben,�wird�hier�kein�erhöhter�Satz�zugrunde�gelegt.

Die�Beihilfehöchstintensität�(Fördersatz)�berechnet�sich�wie�folgt:

[(20�x�80�%)�+�(70�x�70�%�+�20�x�10�%)�+�(10�x�60�%�+�5�x�10�%)]�/�100�Beschäftigte�=

73,5 %�Fördersatz

An�einer�allgemeinen�Maßnahme�nehmen�100�Beschäftigte�teil,�die�mindestens�ein�Merkmal

Benachteiligter�im�Sinne�der�AGFVO�aufweisen,�davon�20�aus�kleinen�Unternehmen,�70�aus

mittleren�Unternehmen�und�10�aus�großen�Unternehmen.�Da�die�benachteiligten�Beschäftig-

ten�aus�den�kleinen�Unternehmen�den�maximalen�Fördersatz�von�80�%�schon�erreicht�haben,

wird�hier�kein�erhöhter�Satz�zugrunde�gelegt.

Die�Beihilfehöchstintensität�(Fördersatz)�berechnet�sich�wie�folgt:

[20�x�80�%)�+�(70�x�80�%)�+�(10�x�70�%)]�/�100�Beschäftigte�=�79�%�Fördersatz�

Da�die�ermittelte�Beihilfehöchstintensität�über�der�maximalen�ESF-Zuschusshöhe�liegt,�wird

hier�der�Fördersatz�auf�75�%�angepasst.

Reinhard�Kühn

Leiter�Arbeitsstelle�Ver-
bands-�und�Profilentwick-
lung�im�DiCV�Hildesheim
E-Mail:�kuehn@caritas-
dicvhildesheim.de

Unternehmensgröße

Art�der�Maßnahme

allgemein spezifisch

Großunternehmen�
(>�250�Beschäftigte)

60�% 25�%

mittleres�Unternehmen
(<�250�Beschäftigte)

70�% 35�%

kleines�Unternehmen
(<�50�Beschäftigte)

80�% 45�%

dffuduff-
sudffus
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Abb.:�Höchstfördersatz�in�Prozent�je�nach
Art�der�Maßnahme.
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Caritas-Projekt�aus�dem�ESF-Programm�„Rückenwind“

„Erziehungshilfe�2.0�macht�Spaß!“�

Projektträger�

Caritasverband�für�das�Bistum�Essen�e.V.�(für�die�fünf�Diözesan-

Caritasverbände�in�NRW)

Projektlaufzeit�

1.�Juli�2012�bis�30.�Juni�2014

Handlungsansatz

Fachkräftegewinnung�in�der�Erziehungshilfe�unter�der�besonde-

ren�Berücksichtigung�von

n jungen�Frauen�und�Männern

nMenschen�mit�vielfältigen�sozialen�Hintergründen

nSchulungen� von� Führungskräften� in� den�Einrichtungen� und

Diensten�der�Erziehungshilfe

Die� fünf�Caritasverbände�NRW� initiieren�und�koordinieren�mit

Hilfe�des�Projekts�die�Fachkräftegewinnung�für�die�Erziehungs-

hilfe.�Es�werden�gemeinsam�Maßnahmen�entwickelt,�die�Wie-

dererkennungseffekte�haben.

Projektziele

1.�Mit�Web�2.0�junge�Frauen�und�Männer�als�Fachkräfte�für�die

Erziehungshilfe�gewinnen.�Nutzung�von�Web�2.0�als�zentrales

Element,�da�es�fester�Bestandteil�der�Lebenswelt�von�jungen

Frauen�und�Männern�ist�(laut�16.�Shell-Studie�sind�97�Prozent

der�Jugendlichen�„online“).

2.�Zugänge�zu�jungen�Männern�und�Frauen�schaffen�durch�Ver-

netzung�mit�Bildungseinrichtungen,�Schulen�und�Hochschu-

len.�Durch�Entwicklung�gemeinsamer�Strategien�und�Maß-

nahmen�frühzeitig�junge�Frauen�und�Männer�in�der�Berufsfin-

dungsphase�erreichen.

3.�Schulungskonzept� für� Führungskräfte� zur� Personalgewin-

nung�mit�o.g.�Schwerpunkten�entwickeln�und�durchführen.

Projektstruktur

1.�Einführung�von�Web�2.0�als�Zugang�zur�Lebenswelt� junger

Frauen�und�Männer

2.�Aufbau�von�Netzwerken�mit�Bildungseinrichtungen,�Schulen

und�Hochschulen

3.�Schulung� von� Führungskräften� der� Caritas� Erziehungshilfe

NRW

4.�Workshops�mit�Führungskräften�der�Caritas�Erziehungshilfe

NRW

5.�Praxisprojekte� von� Führungskräften� bei� regionaler� Umset-

zung�der�erworbenen�Fähigkeiten

6.�Dokumentation�und�Präsentation�des�Projekts�zur�nachhal�-

tigen�Verwendung�für�die�Sozialwirtschaft

Teilnehmer:

Teilnehmerzahl:�75

davon�

n52�aus�Großunternehmen

n11�aus�mittleren�Unternehmen

n12�aus�kleinen�Unternehmen

Berechnung�der�Beihilfehöchstintensität�(des�Fördersatzes):

[(52�x�60�%)�+�(11�x�70�%)�+�(12�x�80�%)]�/�75�Teilnehmer�=�65�%

Fördersatz

Finanzierung:

Gesamtkosten €�738.955,–�

Zuwendung�(65�%) €�476.455,–

Kofinanzierung�(Teilnehmerfreistellungen) €�262.500,–

Reinhard Kühn

inhaltprojektförderung Beispiel
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Anmerkungen

1.�http://eur-lex.europa.eu/de/treaties/index.

htm 

2.�Neben sozialen Dienstleistungen steht

hier unter anderem die flächendeckende

Grundversorgung in folgenden Sektoren im

Blickpunkt: Gesundheit, Energie, Wasser/

Abwasser, Post, ÖPNV, Abfallentsorgung.

3.�Mitteilung der Kommission vom 20. De-

zember 2011, K(2011), 9404 endgültig.

4.�Verordnung Nr. 360/2012, ABl. L 114,

S. 8.

5.�Beschluss der Kommission, 2012/21/EU,

ABl. L 7, S. 3.

6.�Verordnung EG Nr. 800/2008, ABl. Nr. L

214, S. 3.

7.�Vgl. hierzu auch das Beispiel „Mittels Frei-

stellungsbeschluss eine Förderung überprü-

fen“ auf S. 22 in diesem Heft.

8.�EuGH, Rs. 30/59, Slg. 1961, 43.

9.�MESTMäCKER, E.-J.;SCHWEITZER, H.: Europäi-
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LIEBE MITGLIEDER, liebe Leserinnen und Leser,
in der dritten Kalenderwoche 2011 hat der Deutsche Bundes-
tag die Empfehlungen des Runden Tisches Heimerziehung ent-
gegengenommen. Im Abschlussbericht empfiehlt das Gremium,
einen Entschädigungsfonds von 120 Millionen Euro für die
Opfer einzurichten. Der Vorsitzenden, Antje Vollmer, und allen
Beteiligten am Runden Tisch gebührt großer Respekt für diese
langwierige, aufwendige und auch menschlich herausfordernde
Arbeit. Der Bereitschaft aller Mitglieder, sich mit dem Gesche-
henen umfassend und ehrlich auseinanderzusetzen, ist es zu ver-

danken, dass es zu einem von allen mitgetragenen Ergebnis
kam. Jetzt gilt es, diese Empfehlungen, nach der hoffentlich zeit-
nahen Entscheidung im Parlament, zügig umzusetzen. Nur so
bleibt die Glaubwürdigkeit der bisherigen Arbeit gewahrt. Es
ist zu hoffen, dass die geplanten regionalen Anlaufstellen für die
Opfer möglichst bald ihre Arbeit aufnehmen. 

Gestatten Sie mir hier einen persönlichen Appell: Einrich-
tungen mit langer Tradition wurden und werden oft mit Anlie-
gen von Ehemaligen – auch Ehemaligen mit Leiderfahrung –
konfrontiert. Besonders diese Menschen haben ein Recht auf

Projekt: Fachkräfte 
qualifizieren
Dialog: Berufliche
Bildung Benachteiligter
Forschung: Elternarbeit
zahlt sich aus
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